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Die Personalvertretung
auf dem Prüfstand

Befragungen von Beschäftigten sind für Interessenvertretungen wohl-

bekannt. In ihrem Alltag tauchen sie einerseits als Instrumente der

Arbeitgeber auf, die sich einen Eindruck von Stärken und Schwächen

der Arbeitsorganisation machen wollen, und werden andererseits zum

gleichen Zweck – z. T. auch durch die Betriebs- und Personalräte selbst –

im Interesse der Beschäftigten durchgeführt.

Betriebs- und Personalräte haben ähnlich wie die Leitungen öffentlicher

Verwaltungen ein Wahlamt und sind faktisch politisch handelnde Insti-

tutionen. Daher spricht nichts dagegen, auch ihr Handeln systematisch

zu evaluieren. An einer solchen Bewertung hat zuallererst die Personal-

vertretung selbst ein Interesse. Für sie erschließt sich die Möglichkeit,

nicht nur alle paar Jahre eine sehr abstrakte Wahlentscheidung oder

eher zufällige Äußerungen einzelner als Rückmeldungen zu erhalten,

sondern systematisch nach Einschätzungen und Prioritäten der Beschäf-

tigten zu fragen. Dadurch können sie ihre Arbeit besser an den Bedürf-

nissen der Beschäftigten orientieren. Die Tätigkeit der Interessenver-

tretungen lässt sich so stärker versachlichen und mögliche interne

Organisationsentwicklungsprozesse können passgerecht gestaltet 

werden.

Gezeigt werden die Durchführung und die Auswertung einer »Beschäf-

tigtenbefragung als Instrument der Selbstevaluation der Interessenver-

tretung«, so der Titel des von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten

Begleitforschungsprojekts, am Beispiel einer westdeutschen Großstadt.

Die beigefügten methodischen Handreichungen, Fragebögen und 

Kontaktadressen sollen anderen Personal- und Betriebsräten helfen,

wenn sie ebenfalls Befragungen durchführen und für ihre Arbeit nutzen

wollen.
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V O R W O R T

Personalräte in öffentlichen Verwaltungen haben sich in den letzten Jahren zu

Experten in Sachen Modernisierung und Reform entwickelt. Als Mitgestalter oder

kritische Begleiter bei der Einführung des Neuen Steuerungsmodells, des eGovern-

ment und anderer moderner Managementmethoden sind ihnen anspruchvolle

und herausfordernde Aufgaben erwachsen. Bei aller Modernisierungseuphorie

dürfen sie aber ihre traditionelle Schutzfunktion für die Belegschaft nicht aus dem

Auge verlieren. Um diese schwierige Gratwanderung zu meistern, sind Personalrä-

te noch mehr als früher auf Hinweise aus den Kreisen der Beschäftigten angewie-

sen: Sind wir noch auf dem richtigen Weg? Tun wir die richtigen Dinge und tun wir

sie richtig? Was könnten wir als Personalräte besser machen?

Die Fragen, die sich hier stellen, bedeuten nichts anderes als die Entwicklung

hin zu einem »Strategischen Management« in der Personalratsarbeit selbst. Nun

sind Belegschaftsbefragungen nichts neues, wenn es um Themen der Verwal-

tungsreform, um betriebliche Sozialleistungen oder um Privatisierungstendenzen

öffentlicher Leistungen geht. Neu an der hier vorliegenden Studie ist die Tatsache,

dass sich der Personalrat einer großen Kommunalverwaltung der Bewertung

durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stellt, um dadurch eine verlässliche

Grundlage für die weitere strategische Ausrichtung der Interessenvertretung zu

gewinnen.

Dieses bisher einmalige Vorhaben einer »Beschäftigtenbefragung als Selbst-

evaluation der Interessenvertretung« wurde durch ein von der Hans-Böckler-Stif-

tung gefördertes Begleitforschungsprojekt exemplarisch unterstützt, um erstens

eine handwerklich »saubere« Befragung und Auswertung sicher zu stellen und um

zweitens mit dieser nun vorliegenden Publikation das Verfahren auch anderen

interessierten Personalräten näher zu bringen. Diese Broschüre versteht sich als

Transferbroschüre, verbunden mit dem Angebot, die Begleitforscher Werner Killian

und Karsten Schneider, die Personalräte der Landeshauptstadt Düsseldorf und alle

anderen im Anhang genannten Kontaktpersonen anzusprechen und bei ihnen

konkret nachzufragen. Machen Sie von diesem Angebot Gebrauch!

Volker Grünewald

Hans-Böckler-Stiftung

Abt. Forschungsförderung

33
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1  E I N L E I T U N G

Befragungen von Beschäftigten sind für Interessenvertretungen wohlbekannt.

In ihrem Alltag tauchen sie einerseits als Instrumente der Arbeitgeber auf, die

sich einen Eindruck von Stärken und Schwächen der Arbeitsorganisation

machen wollen, und werden andererseits zum gleichen Zweck – z. T. auch

durch die Betriebs- und Personalräte selbst – im Interesse der Beschäftigten

durchgeführt.

Die Bewertung – bzw. Evaluation – der Wirkung von Organisationshandeln (d. h.

von privaten Unternehmen wie auch von öffentlichen Verwaltungen) wird heutzu-

tage zunehmend mit Hilfe von »Kunden«-Befragungen durchgeführt. Diese Befra-

gungen sind erforderlich, weil die Realität zunehmend unüberschaubar und kom-

plexer wird. Während die Kunden bei privaten Unternehmen in der Regel

tatsächliche bzw. potenzielle Käufer eines Produkts bzw. einer Dienstleistung sind,

hat die öffentliche Verwaltung keine »Kunden« im engeren Sinne, denn die Adres-

saten haben in der Regel keine Möglichkeit zwischen Leistungen (oder gar Maß-

nahmen der Ordnungsverwaltung) zu wählen. Dennoch setzt sich auch im öffent-

lichen Sektor – angesichts eines politischen (Wähler-) Auftrags – zunehmend die

Erkenntnis durch, dass moderne Verwaltungen den Interessen der Bürgerinnen

und Bürger weiter entgegen kommen sollten. Zuweilen wird dabei auch von Kun-

denorientierung gesprochen.

Die Betriebs- und Personalräte haben ähnlich wie die Leitungen öffentlicher

Verwaltungen ein Wahlamt und sind faktisch politisch handelnde Institutionen.

Daher spricht nichts dagegen, auch ihr Handeln systematisch zu evaluieren. An

einer solchen Bewertung hat zuallererst die Personalvertretung selbst ein Interes-

se. Für sie erschließt sich die Möglichkeit, nicht nur alle paar Jahre eine sehr

abstrakte Wahlentscheidung oder eher zufällige Äußerungen einzelner als Rück-

meldungen zu erhalten, sondern systematisch nach Einschätzungen und Prioritä-

ten der Beschäftigten zu fragen.

Dadurch können sie ihre Arbeit besser an den Bedürfnissen der Beschäftigten

orientieren. Die Tätigkeit der Interessenvertretungen lässt sich noch stärker ver-

sachlichen und mögliche interne Organisationsentwicklungsprozesse können 

passgerecht gestaltet werden. Dafür gibt es sogar bereits Beispiele. So hat der

Betriebsrat des Bayerwerks in Leverkusen in Folge einer Befragung eine Organisa-

tionsentwicklung eingeleitet, um seine bis dahin stark gremienorientierte Arbeit

7



stärker an der Lösung konkreter betrieblicher Probleme auszurichten (Nietzard/de

Win 1998).

Die Chance für Befragungen als Selbstbewertungsinstrument ist deshalb gün-

stig, weil viele Interessenvertretungen in der Privatwirtschaft wie auch im öffentli-

chen Dienst bereits häufig mit Befragungen konfrontiert wurden und z. T. sogar

eigene durchgeführt haben. Sie sind deshalb mit dem Instrument grundsätzlich

vertraut. Dennoch gibt es einiges zu beachten. Die vorliegende Broschüre versteht

sich als Hilfestellung für Personal- und Betriebsräte, eigene Befragungen zum

Thema Bewertung der Interessenvertretungstätigkeit durchführen zu können.

Die Idee zu einem solchen Projekt entsprang aus dem konkreten Interesse eines

Personalrats. Der Personalrat der Allgemeinen Verwaltung der Stadtverwaltung

Düsseldorf wollte eine entsprechende Befragung durchführen und stellte fest,

dass es dafür praktisch keine Vorbilder gab, die so etwas bereits systematisch

durchgeführt und dokumentiert haben. Daher wurde die Befragung mit Förde-

rung der Hans-Böckler-Stiftung und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft

(ver.di) realisiert und kann anderen Interessenvertretungen als Vorlage dienen. Das

Projekt wurde am Fachbereich Gesellschaftswissenschaften der Universität Kassel

konzipiert und federführend bearbeitet. Die Befragung selbst wurde operativ von

der Managementberatung Eidmann & Killian in Kassel (Kontaktdaten im Anhang)

durchgeführt. Am Beispiel dieser Befragung sollen im Folgenden Möglichkeiten

und Grenzen von Befragungen zur Selbstevaluation der Interessenvertretung dar-

gestellt werden. Dabei geht es auch darum, einzuschätzen, in welchem Umfang

und unter welchen Bedingungen Personal- und Betriebsräte Befragungen in eige-

ner Regie durchführen können.

Der folgende Text gliedert sich in vier zentrale Abschnitte. Zunächst werden die

Ziele von Evaluationen bzw. Bewertungen der Arbeit von Interessenvertretungen

behandelt. Hierbei wird auch auf die aktuellen Anforderungen eingegangen, mit

denen Arbeitnehmervertretungen im privaten und öffentlichen Sektor konfron-

tiert sind. Der daran anschließende Abschnitt hat die Beispielbefragung in der

Stadtverwaltung Düsseldorf zum Gegenstand. In diesem Kontext werden das Vor-

gehen und die Befragungsergebnisse dieses Projektes sowie die Folgen und

Bewertungen seitens des Personalrats referiert. Im Anschluss an diese Ausführun-

gen steht die praxisorientierte Vermittlung wichtiger Basisinformationen zur

Durchführung von Befragungen im Mittelpunkt. Hierzu wird zum einen auf die

methodischen Grundlagen empirischer Sozialforschung eingegangen, zum ande-

ren werden in einer Checkliste die wichtigsten Arbeitsschritte für die Durch-

führung einer Befragung dargestellt.
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2  Z I E L E  E I N E R  B E S C H Ä F T I G T E N -
B E F R A G U N G  D E R  
P E R S O N A LV E R T R E T U N G

Die Frage, welchen Zweck eine Beschäftigtenbefragung aus Sicht der Interessen-

vertretung erfüllen kann, ist nur vor dem Hintergrund einer sich verändernden

Rolle von Betriebs- und Personalräten zu beantworten. Einerseits ist die aktuelle

Situation der Beschäftigtenvertretungen im öffentlichen und privaten Sektor zu

bewerten. Andererseits ist das Konzept der Evaluation darzustellen.

2 . 1  WA N D E L  V O N  I N T E R E S S E N V E R T R E T U N G S T Ä T I G K E I T  

I M  P R I VAT E N  U N D  Ö F F E N T L I C H E N  S E K T O R

Faktisch gibt es ganz unterschiedliche Interpretationen der Rolle einer Interessen-

vertretung. Einerseits besitzen viele Betriebsräte im privaten Sektor weit über die

rechtlichen Grundlagen hinausgehende Beteiligungsmöglichkeiten, andererseits

gelingt es vielen Interessenvertretungsgremien nicht einmal, die gesetzlich

bestimmte Rolle gänzlich wahrzunehmen. In einer empirischen Untersuchung von

über sechzig Unternehmen der verarbeitenden Industrie wurde festgestellt, dass

in einem Drittel der Unternehmen unzulängliche und in immerhin zwei Dritteln

wirksame Interessenvertretungsarbeit geleistet wird (Kotthoff 1994, insbesondere

S. 339). Damit konnten die Ergebnisse einer Untersuchung in denselben Betrieben

von 1981 nicht bestätigt werden: Das Verhältnis von unzulänglicher zu wirksamer

Interessenvertretung hat sich im Zeitraum von 15 Jahren umgekehrt. Die Institu-

tion Betriebsrat wird dabei zunehmend seitens der Arbeitgeber anerkannt.

Die deutsche Mitbestimmungspraxis trägt zu kooperativen Interaktionsbezie-

hungen bei. Diese kooperativen betrieblichen Austauschverhältnisse werden

einerseits auf eine paternalistische betriebliche Sozialordnung zurückführt (Kott-

hoff 1994, S. 317ff.). Andererseits machen Schmidt und Trinczek (1999, S. 115f.)

neben dem grundsätzlichen Interesse der Arbeitnehmervertreter an kooperativen

Lösungen, welches durch das Machtungleichgewicht zugunsten der Arbeitgeber

bedingt ist, drei formelle Gründe aus. Erstens ist das betriebliche Sozialsystem

durch eine Vielzahl von Verträgen geprägt, und vertragliche Beziehungen sind not-

wendigerweise kompromissorientiert. Zweitens besteht seitens der Gewerkschaf-

9



ten eine lebendige Tradition des Mitbestimmungsgedankens. Der Mitgestaltungs-

anspruch der Arbeitnehmerseite geht also über die rein gesetzliche Normierung

hinaus. Drittens verpflichtet § 2 BetrVG beide Seiten zu einverständlichem Han-

deln. Vorbeugend ist daher z. B. eine monatliche Besprechung vorgesehen (§ 74

Abs. 1 BetrVG).

Faktisch sind die meisten Betriebsräte zu Co-Managern geworden (vgl. Müller-

Jentsch 1997, S. 275). In vielen Fällen können Betriebsräte selbst in Fragen der Inve-

stitionspolitik fast gleichberechtigt mitentscheiden (vgl. Schmidt/Trinczek 1999,

S. 117). Diese Entwicklung wurde von beiden Seiten gefördert: Einerseits erkannte

das Management, dass die Kooperation mit den Interessenvertretungen erhebli-

che Vorteile mit sich bringt (schnellere Umsetzung der Veränderungsmaßnahmen

usw.); andererseits haben die Betriebsräte die Bereitschaft entwickelt – z. T. durch

das Betriebsverfassungsgesetz erzwungen –, Mitverantwortung für die Produkti-

vität des Betriebes zu übernehmen. Der Betriebsrat ist damit zu einer »interme-

diären« Institution geworden, der zwei gegensätzliche Handlungslogiken verbin-

det: die Umsetzung der wirtschaftlichen Betriebsziele und die Vertretung der

Interessen der Arbeitnehmer (vgl. Müller-Jentsch 1997, S. 280ff.).

Auch im öffentlichen Sektor hat sich die Praxis der Personalratsarbeit nicht

allein auf der Grundlage seiner rechtlichen Möglichkeiten entwickelt1. Die Mitbe-

stimmung im öffentlichen Dienst ist dabei weit weniger erforscht als in der Privat-

wirtschaft (vgl. Keller/Henneberger 1999, S. 233), so dass z. B. über das Verhältnis

von unzulänglichen und wirksamen Interessenvertretungsgremien nur wenig

gesagt werden kann. Unzweifelhaft kam seit den achtziger Jahren aber auch in die

starren Arbeitsstrukturen und damit in die Arbeitsbeziehungen in der öffentlichen

Verwaltung Bewegung:

a) Unter anderem die Einführung der IuK-Technik hat die betriebliche Regelung

der Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst – ähnlich wie in der Privatwirt-

schaft – gestärkt (vgl. Keller/Henneberger 1999, S. 240ff.). Einzelbetriebliche

Aushandlungen gewannen, häufig in Form von Dienstvereinbarungen,

gegenüber tariflichen Regelungen an Bedeutung (vgl. Bielefeld-Hart 1994,

S. 130f.)2.

10

1 Die Arbeit der Personalräte war dennoch in höherem Maße als die Praxis von Betriebsräten durch
eine Orientierung am rechtlichen Ablauf und Einzelmaßnahmen und den Versuch der Abwehr von
allen Formen der Gefahr bzw. Benachteiligung geprägt (vgl. Kaether 1995, S. 419f.). Die Einfluss- und
Gestaltungsmöglichkeiten der Personalräte waren dementsprechend begrenzt.

2 Die Praxis der Dienstvereinbarungen führte zu einer Einbeziehung der Belange der Beamten in die
betrieblichen Aushandlungsprozesse. Als eine Folge führte dies zu einer gewissen Nivellierung der
drei Statusgruppen des öffentlichen Dienstes (vgl. Bartölke u. a. 1994, S. 118ff.).



b) Gleichzeitig hat sich insbesondere durch die Technikeinführung die Komple-

xität des Verwaltungshandelns stark vergrößert. Statt einer Vielzahl inhaltlicher

Detailregelungen ging man zu Prozessregulierungen über. Informelle Arrange-

ments von Dienststellenleitern und Personalratsvorsitzenden, wie sie noch zu

Beginn der achtziger Jahre bei innerbehördlichen Arbeitsbeziehungen die

Regel waren (vgl. Kübler 1981, S. 121ff.), verloren an Bedeutung. Unterstützt

wurden diese Versachlichungstendenzen durch die Hinzuziehung externer

Berater. Neben der Kommunalen Gemeinschaftsstelle (KGSt) auf Arbeitgeber-

seite waren dies auf Seiten der Personalräte z. B. die Technologieberatungsstel-

len des DGB (TBS) (vgl. Bielefeld-Hart 1994, S. 129f.).

c) Die Prozessgestaltung machte die stärkere Einbindung der Personalräte

unumgänglich, um nicht die Blockierung der Gestaltung durch einzelfallorien-

tierte Interventionen zu riskieren. Die Personalräte wuchsen so – ob sie es woll-

ten oder nicht – immer stärker in die Rolle eines Co-Managers hinein. Soweit

sie dies politisch beabsichtigten und angesichts der Strategien der Verwal-

tungsspitze vermochten, konnten die Interessenvertretungen von einer

nachträglichen Folgenbewältigung zu einer präventiven Arbeitsgestaltung

übergehen und damit eigene Gestaltungskompetenz beweisen (vgl. Bielefeld-

Hart 1994, S. 132f.).

Viel Bewegung ist in die Arbeit der Personalräte im Rahmen der Verwaltungs-

reformprojekte auf kommunaler Ebene gekommen. Auch diese nicht technikbe-

stimmten Organisationsveränderungen erhöhten die Komplexität des Verwal-

tungshandelns, so dass die Einbindung der Personalräte faktisch verstärkt wurde

und die Co-Management-Rolle einen weiteren Bedeutungszuwachs erhielt (vgl.

Sperling 1999, S. 37ff.). In diesem Zusammenhang ist die Schwäche des Personal-

vertretungsrechts des öffentlichen Dienstes nur allzu deutlich geworden: Es ist

primär defensiv angelegt und einzelfallorientiert (vgl. Kißler 1999, S. 272f.). Einer

Gestaltungsaufgabe der Personalräte wird es also nicht gerecht.

Im öffentlichen Dienst bestehen im Vergleich zur Privatwirtschaft allerdings

besondere Schwierigkeiten. Der materiell-demokratisch motivierte Gestaltungs-

anspruch der Beschäftigten kann in Widerspruch zum Willen der demokratisch

gewählten Gremien und der Bürgerbeteiligung stehen. In der juristischen Diskus-

sion wird dieses Argument aufgegriffen und Mitbestimmung im öffentlichen

Dienst – abgesehen von wenigen Ausnahmen – als weitgehend verfassungswidrig

interpretiert. Demokratische Qualität käme demnach nicht der Beschäftigtenbe-

teiligung zu, sondern nur der hierarchischen Legitimationskette des Verwaltungs-

aufbaus, welche sich vom demokratisch legitimierten Vertretungsgremium (z. B.
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Gemeindevertretung) ableite. Diese Argumentation ist aufgrund ihres formalisti-

schen Charakters, der den Willen des Gesetzgebers, die Grundrechte der Beschäf-

tigten zu wahren, völlig vernachlässigt, scharf kritisiert worden (vgl. Schneider

2002, S. 71f.). Um die materiell-demokratisch motivierte Beteiligung im öffentli-

chen Dienst auch rechtlich zu legitimieren, hat Plander den Weg gewählt, Mitbe-

stimmung im öffentlichen Dienst als Ausgestaltung der individuellen Grund-

rechtsverwirklichung zu interpretieren; diese ist nicht notwendigerweise auf eine

defensive Ausprägung der Beteiligung (Schutzrechte) beschränkt (vgl. Plander

1995, S. 66 [Rdnr. 77f.])3.

Auf der Basis empirischer Untersuchungen in der Privatwirtschaft können drei

Dimensionen im Rollenverständnis von Arbeitnehmervertretung unterschieden

werden (vgl. Kißler 1992, S. 66ff.)4:

a) »Traditionalistische« Interessenvertreter verstehen sich primär als Kontroll-

und Schutzorgan für die Interessen der Beschäftigten. Sie sehen sich als direk-

te Vertreter der Belegschaft und Gewerkschaft im Betrieb. Ihre Rolle interpre-

tieren sie also defensiv und orientieren sich an den ihnen zur Verfügung ste-

henden formalen Rechten. Die betrieblichen Auseinandersetzungen sehen sie

als »Nullsummenspiel«: Jeder Vorteil des Arbeitgebers ist in dieser Vorstellung

grundsätzlich ein Nachteil für die Arbeitnehmer; »vertrauensvolle Zusammen-

arbeit« begreifen sie demgemäß als Ideologie.

b) »Progressive« Interessenvertreter verstehen sich als politische Vertretung der

Beschäftigten. Die Mitglieder dieser Interessenvertretungsgremien sind häufig

besonders stark in den Gewerkschaften engagiert und nutzen auch die

gewerkschaftlichen Unterstützungsleistungen. Sie versuchen, über den recht-

lichen Rahmen hinaus politisch zu wirken und Gestaltungsoptionen wahrzu-

nehmen (»Co-Management«, »intermediäres Rollenverständnis«). Progressive

Interessenvertretungen bemühen sich offensiv, die Beschäftigten zu (auch

politischer) Beteiligung zu motivieren. Jede Art der Auseinandersetzung sehen

sie als »Positivsummenspiel«; die Bildung von Vertrauen ermöglicht es allen,

Vorteile zu erzielen.
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3 Mögliche Spannungen zwischen den Beteiligungsansprüchen von Beschäftigten und Bürgern im
kommunalen Sektor lassen sich im Sinne des hier entwickelten Konzepts auflösen, indem von einer
rein hierarchischen Durchsetzung des Willens der Gemeindevertretung bzw. der Verwaltungsleitung
abgesehen wird. Um effiziente und sachadäquate Problemlösungen auch für die Bürger zu ermögli-
chen, ist neben einer verbesserten Personalauswahl die Durchsetzung einer wirkungsvollen Interes-
senartikulation und Beteiligung von Bürgern erforderlich (weil dies aber hier nicht Thema ist, wird
dieser Gedankengang nicht weiter verfolgt).

4 Die Typologisierung, die für die Betriebsratspraxis in der Privatwirtschaft entwickelt wurde, wird auch
auf die Arbeit von Personalräten angewandt (vgl. Bogumil/Kißler 1995, S. 418).



c) Die »ausgleichenden« Personal- bzw. Betriebsräte sehen sich zwar ebenfalls als

Interessenvertreter, wollen aber die unterschiedlichen Interessen im Betrieb

harmonisieren. Die ausgleichenden Personalvertretungen wollen eher passiv

und reagierend einkommens- und beschäftigungspolitische Probleme der

Beschäftigten lösen. Arbeitsbedingungen werten sie demgegenüber als Mana-

gementaufgabe. Ihre gewerkschaftlichen Bindungen sind schwach.

Für die Betriebs- und Personalräte ergeben sich aus den oben skizzierten qualita-

tiven Veränderungen der betrieblichen Ablaufstrukturen und des betrieblichen

Umfelds neuartige Anforderungen. Die einzelnen Interessenvertretungstypen sind

Kißler (1992, S. 67f.) zufolge in höchst unterschiedlicher Weise in der Lage, diesen

Veränderungen gerecht zu werden. Während die ausgleichende Interessenvertre-

tung die Herausforderung aufgrund der mangelnden Berücksichtigung von

Arbeitsbedingungen kaum wahrnehmen kann, ist die traditionalistische überfor-

dert und nutzt angesichts neuer Gestaltungschancen ihren hinzugewonnenen

Handlungsspielraum nur wenig aus. Allein die progressive Interessenvertretung ist

demnach in der Lage, Nutzen aus den veränderten Bedingungen zu ziehen, wenn

ihre Machtposition im Betrieb dies zulässt.

Die strukturellen Veränderungen des Arbeitsumfeldes von Interessenvertretun-

gen bringen letztlich also Chancen und Risiken mit sich. Einerseits kann die gestei-

gerte Komplexität betrieblicher Probleme zu neuen Handlungsmöglichkeiten

führen, was andererseits aber erforderlich macht, sich auf die betrieblichen Proble-

me einzulassen und sich nicht starr an Rechten und Pflichten zu orientieren. Eine

Interessenvertretung, die dies nicht tut, lässt nicht nur Chancen aus, sondern läuft

auch Gefahr, ihre traditionellen Aufgaben nicht mehr erfüllen zu können, da im

Vorfeld von Einzelentscheidungen, an denen das Gremium beteiligt werden muss,

häufig schon wichtige Vorentscheidungen getroffen wurden. Beschäftigtenbefra-

gungen können den Interessenvertretungen in diesem Zusammenhang zusätzli-

ches politisch verwertbares Material liefern, um die Beschäftigteninteressen stär-

ker einzubringen.

2 . 2  S E L B S T E VA L U AT I O N  D E R  P E R S O N A LV E R T R E T U N G

Evaluation bedeutet zunächst nichts anderes als »Bewertung« bzw. »Beurteilung«.

Das Konzept hat dabei im Laufe der letzten drei Jahrzehnte eine spezifischere

Bedeutung erhalten. Als organisationspolitisches Analyseverfahren hat es in den

siebziger Jahren seinen Aufstieg genommen. Anlass für seinen Erfolg war die quan-

13



titative und qualitative Ausweitung politischen Handelns. Immer mehr Politikfelder

wurden von der öffentlichen Verwaltung aktiv aufgegriffen. Die Aufgabenauswei-

tung war dabei Folge einer planungsoptimistischen Einstellung der sechziger und

siebziger Jahre.Es soll bei der Evaluation letztlich darum gehen,den (geplanten) Ziel-

erreichungsgrad, also die Wirksamkeit eingeleiteter Maßnahmen, zu überprüfen.

Angesichts aufkommender neo-liberaler minimalistischer Staatsvorstellungen

erhielt die Evaluation in den achtziger Jahren zwar einen stärker kostenorientierten

und kosten-nutzen-analytischen Einschlag, aber letztlich änderte dies nichts an der

Grundkonzeption der Evaluation (vgl.Wollmann 1994, S. 80ff.).

Evaluation will die Wirkungen (»outcome«) politischen Handelns erfassen.

Grundsätzlich ist diese Forschung bislang eher an den Interessen von Verwaltung

und Politik orientiert (vgl. ebd.). Es spricht aber nur wenig dagegen, auch die poli-

tisch und organisationell handelnde Institution Interessenvertretung a) in Bezug

auf ihr politisches Handeln (»policy making«), b) das Ausmaß ihrer Leistungser-

bringung (»Performanz« bzw. »output«) und c) ihre Wirkungen auf die betriebliche

Arbeits- und Partizipationsgestaltung zu bewerten. Die drei Schritte lassen sich

dabei als drei Analyseschleifen fassen.

Die Reichweite von Evaluationsmaßnahmen ist in zweierlei Hinsicht begrenzt,

einerseits durch ein Konzipierungs- und andererseits durch ein Kausalitätspro-

blem. Das zuerst genannte Problem resultiert insbesondere aus der Notwendig-

keit, Ziele zu bestimmen, die bewertet werden können (Mittel-Ziel- bzw. Ursache-

Wirkungs-Zusammenhänge). Obwohl es auf den ersten Blick vielleicht einfach

erscheinen mag, organisations- bzw. arbeitspolitische Ziele zu definieren, zeigt die

Praxis, dass diesbezüglich erhebliche Schwierigkeiten bestehen. So zeigen Mana-

gementerfahrungen, dass Steuerung auf Abstand nicht immer möglich ist, son-

dern gelegentlich zeitnahe Interventionen in das Alltagsgeschäft notwendig wer-

den, weil Wirkungen von Einzelmaßnahmen oder ganzer Maßnahmenbündel

häufig nicht ausreichend vorhersehbar sind (vgl. Bogumil 1997, S. 36). Dieses Pro-

blem, obwohl es nicht ganz neu ist, wird durch die zunehmende gesellschaftliche

Komplexität noch verstärkt. Diese Komplexität findet darin Ausdruck, dass Sachfra-

gen sich immer weniger einfach beantworten lassen, sondern detaillierte Informa-

tionen aus unterschiedlichen Sachgebieten und ein Abwägen zwischen vielen ver-

schiedenen Einzelaspekten erfordern. Für die Arbeitnehmerseite findet dieses

Problem darin ihre Entsprechung, dass sie zum einen mit den gleichen Problemen

sowie zusätzlich mit den darauf bezogenen Handlungen der Arbeitgeberseite

umgehen muss und zum anderen mit den immer differenzierteren Beschäftig-

teninteressen und der Notwendigkeit zwischen diesen auszugleichen. In den letz-
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ten Jahren geschah dies auf vielfältige Weise, wie bereits in Kap. 2.1 ausgeführt

wurde (Stichwort Co-Management). Das Kausalitätsproblem folgt daraus, dass

zum einen eine richtige Vorstellung vom eigenen Handeln in nicht ausreichen-

der Weise implementiert worden sein kann, zum anderen eine falsche Vorstel-

lung vom eigenen Handeln in Betracht gezogen werden muss. Weiterhin ist das

Forschungsfeld (Verwaltung, Arbeitspolitik) durch eine große Vielfalt an Akteurs-

konstellationen geprägt, die nicht immer einfach zu typisieren sind (vgl. Woll-

mann 2000, S. 5ff.).

Ein wichtiges Mittel der Evaluation sind Befragungen (vgl. ebd., S. 18ff.). Im Zuge

der Reform des öffentlichen Dienstes haben Befragungen einen sehr großen Stel-

lenwert erhalten. Diese richten sich dabei häufig an die Arbeitgeber (z. B. KGSt

1998; Grömig/Gruner 1998). Aber auch für die Arbeitnehmervertretung liegen eine

entsprechende (ausführliche) quantitative Studie (Kißler/Wiechmann/Graf 1998)

sowie Fallstudien vor (z. B. Kißler/Bogumil/Wiechmann 1994, S. 44ff., 79ff.).

2 . 3   Z U S A M M E N FA S S U N G

Die Interessenvertretungen haben in den letzten Jahrzehnten erheblich an Gestal-

tungsfähigkeit gewonnen. Dabei gibt es im Prinzip keine Unterschiede zwischen

Personal- und Betriebsräten. Die betrieblichen Problemlagen werden immer kom-

plexer, was die vom Gesetz geprägte Beteiligung der Arbeitnehmervertreter an

Einzelmaßnahmen ad absurdum führt. Statt dessen nehmen die Interessenvertre-

tungen zunehmend an den Entscheidungsprozessen insgesamt teil, was die Qua-

lität und die Quantität der Beteiligung insgesamt erheblich ausdehnt. Diese, häu-

fig auch Co-Management genannte, neue Gestaltungsfähigkeit hat dabei auch

ihre Nachteile. Zum einen muss sich die Interessenvertretung auf Kompromisse

einlassen und die betrieblichen Interessen mitberücksichtigen, zum anderen – was

mit dem ersten Punkt in engem Zusammenhang steht – kann sie die Gestaltungs-

chancen nur nutzen, wenn sie ein »progressives« Rollenverständnis entwickelt, also

nicht rein defensiv oder ausgleichend agiert.

Angesichts der Komplexität der Probleme entstehen auch auf Seiten der Inter-

essenvertretungen Unsicherheiten darüber, inwieweit die eigene Rolleninterpreta-

tion, die Themenwahl sowie die Arbeitsorganisation den Interessen der Beschäf-

tigten entsprechen. Die Messung der Wirksamkeit des eigenen Handelns und der

Akzeptanz dieses Handelns bei der eigenen Zielgruppe ist die zentrale Intention

einer Evaluation, und Befragungen sind das wichtigste Mittel einer Evaluation.
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3  W E L C H E  B E F R A G U N G E N  
S I N D  M Ö G L I C H ?

3 . 1  B E S C H Ä F T I G T E N B E F R A G U N G E N  –  

G R U N D L A G E N  U N D  M E T H O D I K

Befragungen sind als Methode sehr weitgehend einsetzbar und eine der wichtig-

sten Informationsquellen der Sozialwissenschaften. Sie lassen sich für unterschied-

liche Ziele und beinahe voraussetzungslos einsetzen. Auf einen bestimmten »Reiz«

(systematisch angeordnete Fragen) will man eine »Reaktion« (Antwortverhalten)

erhalten. Die Antworten stehen dabei nicht für sich, sondern sind vor dem Hinter-

grund der Ziele und des methodischen Vorgehens zu interpretieren (z. B. im Rah-

men einer Evaluation) (vgl. Bungard 1997, S. 6).

In der Regel wird unter der Beschäftigtenbefragung ein personalpolitisches

Instrument verstanden, das vom Arbeitgeber eingesetzt wird. Zu beachten sind

dabei einige Voraussetzungen (vgl. ebd., S. 6f.):

Alle oder eine zufällig ausgewählte Stichprobe von Mitarbeitern und Führungs-

kräften sind unter Verwendung eines standardisierten Fragebogens zu befragen.

Die Befragung muss freiwillig sein.

Die systematische Erhebung von Einstellungen,Wünschen und Erwartungen ist

das Ziel der Erhebung.

Anonymität der Befragten ist sicherzustellen.

Die Ergebnisse müssen den Befragten zur Verfügung gestellt werden.

Konkrete Verbesserungsvorschläge müssen als Resultat der Befragung möglich

sein.

Die konkret auf der Basis von entsprechenden Vorschlägen umgesetzten Ver-

besserungsmaßnahmen können auf der Basis weiterer Beschäftigtenbefragun-

gen bewertet werden, so dass ein kontinuierlicher, systematisch evaluierter Ver-

besserungsprozess (TQM) möglich wird.

Seit den neunziger Jahren sind Beschäftigtenbefragungen – wie im zuletzt

angeführten Spiegelstrich beschrieben ist – häufig Teil von umfassenden Personal-

und Organisationsentwicklungsprozessen. Borg (2000, S. 23ff.) bezeichnet diesen

heute vorherrschenden Befragungstyp als »Auftau- und Einbindungsmanage-

ment-Programm (AEMP)«. Die Erhebung dient also nicht mehr allein der Mei-
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nungsermittlung, sondern insbesondere auch der Verhaltens- bzw. Strukturverän-

derung. Diese Veränderungsprozesse sind in der Regel partizipativ angelegt und

nicht mehr durch eine strikte Trennung von Subjekt und Objekt der Befragung

geprägt (vgl. Comelli 1997, S. 32f.). In diesem Zusammenhang lassen sich verschie-

dene Zwecke von Beschäftigtenbefragungen identifizieren (vgl. Borg 2000, S. 33f.):

Arbeit und Arbeitsabläufe verbessern,

Beschäftigtenzufriedenheit erhöhen,

Produktivität bzw. Leistungserbringung steigern,

Beteiligung und Mitbestimmung organisieren, sowie

die selbständige, unternehmerische Rolle der Beschäftigten stärken.

Die Erfolgsaussichten einer Beschäftigtenbefragung als Interventionsinstru-

ment sind bei der Beachtung der genannten Voraussetzungen vor dem Hinter-

grund verhaltenswissenschaftlicher Forschung als gut zu bezeichnen (vgl. Comelli

1997, S. 37f.). Als Voraussetzung des Erfolgs wird allerdings häufig professionelle, d.

h. in der Regel externe Unterstützung genannt (vgl. ebd., S. 40; Jesske-Müller 1995,

S. 75f.). Neben dem fehlenden Know-how und den nicht ausreichenden Ressour-

cen (z. B. Personalkapazität) ist insbesondere die Zusicherung von Vertraulichkeit

durch intern zu verantwortende Befragungen schwierig.

In diesem Zusammenhang schlagen die im Verhältnis geringeren Anforderungen

an statistische Maße bei Beschäftigtenbefragungen positiv zu Buche. So wird –

soweit nicht im Sinne der Likert-Skalierung ein Index verwendet wird – die 

(Über-) Betonung von Validität (wissenschaftliche Bezeichnung für die Gültigkeit der

Ergebnisse einer Befragung) und Reliabilität (wissenschaftliche Bezeichnung für die

Zuverlässigkeit der erhobenen Daten) in ihren sonst üblichen Formen durch sozial-

bzw. verhaltenswissenschaftliche Forscher kritisiert, die zu einem hohen Maß von

Rigidität der Befragung beitragen können (vgl. Bungard 1997, S. 10f.). Von großer

Bedeutung für die Validität der Befragung sind dagegen Kontextbedingungen.

Neben Kontexteffekten beim Verstehen einer Frage, beim Abruf von Informationen,

bei der Urteilsbildung sowie der Formatierung und Editierung des Urteils (vgl. Trost

1997a, 138ff.) ist hier vor allem die Frage der Legitimität der Erhebung aus Sicht der

Befragten zu nennen (Bögel/Rosenstiel 1997, S. 86f.). Das vorgelebte Menschenbild

und eine glaubhaft kommunizierte Zielsetzung haben wesentlichen Einfluss auf den

Erfolg (z.B.den Rücklauf) der Befragung:Die Strategie ist daher offenzulegen und ein

Austausch über ihren Sinn anzustoßen. Wird dies unterlassen, ist mit erheblichen

negativen Folgen zu rechnen. Ein Standardfragebogen kann den Erfolg der Befra-

gung nicht garantieren, zumal die Bedingungen von Betrieb zu Betrieb sehr unter-

schiedlich sein können.Viel Wert ist dagegen darauf zu legen, Ziele, Motive und Wir-
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kungen einer Befragung im Rahmen von Workshops bzw. Expertengesprächen zu

diskutieren und festzulegen. Einverständnis von Seiten der Beschäftigten kann nur

erwartet werden, wenn deren Interessen berücksichtigt werden (vgl. ebd., S. 89f.). In

dieser Weise ist eine Beschäftigtenbefragung als Evaluation möglich.

3 . 2  B E F R A G U N G E N  I M  Ö F F E N T L I C H E N  D I E N S T

Die Befragung von Kißler, Wiechmann und Graf (1998, S. 17ff.) verdeutlicht, dass im

Rahmen der Modernisierungsinitiativen im kommunalen Sektor Fragen der Ziel-

definition für die Arbeitgeber und auch für die Arbeitnehmerseite immer wichtiger

werden. Die Beschäftigtenbeteiligung ist dabei (bislang) – obwohl die meisten

Reformprogramme partizipativ implementiert werden – kein wichtiges Ziel der

Reformmaßnahmen, so dass sich erhebliche Mängel der Beteiligung aufzeigen las-

sen und insbesondere nicht geklärt ist, was Beteiligung (konkret für die Beschäf-

tigten) bedeutet, welcher Rahmen der Beteiligung bleibt (Zeit, Qualifizierung) und

welche Ergebnisse Beteiligung im Einzelnen zeitigt (vgl. ebd., S. 51ff.).

Die Beschäftigten haben insbesondere ein Interesse, »an den Themenfeldern

beteiligt [zu werden], die in nahem Zusammenhang mit ihrem eigenen Arbeit-

sumfeld stehen« (ebd., S. 52). Welche Anforderungen sie an ihre Interessenvertre-

tung haben, bleibt dagegen unklar: Die Anforderungen an die Personalratsarbeit,

die Greifenstein und Kißler (1998, S. 57ff.) entwickelt haben, ergeben sich vor allem

aus strategischen Überlegungen zum veränderten Arbeitsumfeld von Personal-

vertretungen und einer Typologisierung deren Arbeit (vgl. dazu Greifenstein/Kißler

2000, S. 26ff.). Erhebungen zu den Anforderungen, die Beschäftigte im öffentlichen

Sektor an Interessenvertretungsarbeit haben, gibt es gegenwärtig nicht.

Auch gibt es keine repräsentativen Befragungen zum Geschlechterverhältnis.

Es liegt aber ein Vergleich auf der Basis qualitativer Methoden vor, der zum Aus-

druck bringt, dass der Modernisierungsprozess die Gleichstellungspolitik vor noch

größere Probleme stellt als die Interessenvertretungen (Wiechmann/Kißler 1997).

3 . 3  B E F R A G U N G E N  I M  I N T E R E S S E  D E S  B E T R I E B S R AT S

Beschäftigtenbefragungen durch oder im Interesse der Arbeitnehmer haben in

der Privatwirtschaft eine lange Geschichte. Es ging dabei schon seit dem 19. Jahr-

hundert darum, Aufschluss über die Arbeitsbedingungen zu erhalten und so Hin-
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weise für die Verbesserung der Defizite zu erhalten. Beschäftigtenbefragungen

sind dabei ein Instrument des Betriebsrats, um Beschäftigte zu aktivieren und um

konkrete Vorschläge zu erhalten, auf deren Basis der Betriebsrat betriebliche Aus-

einandersetzungen versachlichen kann. Themen der Erhebungen sind dabei ins-

besondere (vgl. Satzer 1997, S. 29f.):

Arbeits- und Gesundheitsschutz,

Arbeitsbedingungen bestimmter Gruppen (Azubis, Frauen usw.),

IuK-Technik, Produktionskonzepte und

aktuelle Einzelfragen (Sozialleistungen, Arbeitszeitfragen, Qualifizierung).

Angesichts erheblicher Komplexitätserhöhungen durch die Flexibilisierung und

Dezentralisierung in den Unternehmen, nimmt der Nutzen von Befragungen eher

zu. Außerdem kann angesichts der zunehmend unter Druck geratenen Arbeitneh-

mervertretungen und Gewerkschaften durch Erhebungen Politik gemacht werden

(Öffentlichkeitsarbeit, betriebsinterner Druck) (vgl. ebd., S. 39ff.). Bislang lagen aber

keine Befragungen vor (ob nun durch oder im Auftrag des Betriebsrates), welche die

Bewertung der Interessenvertretungsarbeit zum Ziel hatten.

Die Betriebs- und Personalrätebefragungen des WSI (WSI-Projektgruppe 1998;

Schäfer 2001; Bispinck 2001), die im regelmäßigen Turnus durchgeführt werden,

dienen – ähnlich wie betriebliche Umfragen unter Beschäftigten – eher der

Klärung, welche Themen für die betriebliche Arbeit relevant sind, um entsprechend

Folgerungen z. B. für die Gewerkschaftsarbeit ziehen zu können. Die Verankerung

der Betriebs- und Personalräte lässt sich im Rahmen solcher Untersuchungen nur

indirekt messen. So wird die hohe Wahlbeteiligung als Ausdruck der guten Veran-

kerung der Interessenvertretungen gewertet, während die geringe Betätigung der

Beschäftigten in Arbeitskreisen oder Ausschüssen der Personalvertretungen das

geringe eigene Engagement der Arbeitnehmer ausdrücken soll. Die fehlende sub-

stantielle Grundlage für die (Selbst-) Bewertung der Arbeit von Betriebs- und Per-

sonalräten kommt auch darin zum Ausdruck, dass das direkte persönliche

Gespräch für die Interessenvertreter die wichtigste Bedeutung bei der Kommuni-

kation mit den Beschäftigten hat (vgl. Dorsch-Schweizer/Schulten 2001, S. 117).

3 . 4  M Ö G L I C H E  T H E M E N  V O N  B E F R A G U N G E N

Prinzipiell können in einer Befragung durch die Personalvertretung sehr unter-

schiedliche Themen behandelt werden. In der einfachsten Form ist es beispiels-

weise möglich, die Meinung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu einem
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bestimmten Thema zu erheben. Hier geht es primär darum, die eigene Position zu

einer Fragestellung inhaltlich zu bestimmen oder auf ihre Akzeptanz bei den

Beschäftigten hin zu überprüfen. Ein konkretes Beispiel wäre die Einführung neuer

Arbeitszeitmodelle seitens der Verwaltungsleitung. In einer Befragung kann die

Interessenvertretung die Meinung der »Basis« erfragen und sich aufgrund dieses

Wissens für die innerbetrieblichen Diskussionen besser positionieren.

Bei einer umfassenden Zufriedenheitsanalyse bzw. Selbstevaluation ist die The-

menauswahl wesentlich problematischer. Ziel muss es hier sein, all die Bereiche zu

erfassen, die für die Beurteilung der Personal- und Betriebsratsarbeit von Bedeu-

tung sind. Dies erfordert ein systematisches Vorgehen in den ersten Projektphasen.

Sollten hier wichtige Fragebereiche nicht erfasst werden, bleibt das Befragungser-

gebnis immer zweifelhaft. Gleichzeitig müssen schon aus praktischen Überlegun-

gen (z. B. Länge des Fragebogens) manche Themenbereiche ausgelassen werden.

In der konkreten Fragestellung sind natürlich auch diese Studien unter Beachtung

der empirischen Gütekriterien (s. Kapitel 5.1) relativ offen.

Für eine umfassende Evaluation der Personalvertretungsarbeit bieten sich grob

folgende Themenbereiche an:

Umfassende und differenzierte Befragung der Zufriedenheit mit der Arbeit des

Betriebs- bzw. Personalrats (hierzu zählen z. B. die Beratungsqualität, die allge-

meine Interessenvertretung gegenüber dem Arbeitgeber oder die Erreichbar-

keit des Betriebs- bzw. Personalrats).

Bewertung der Kommunikation zwischen der Interessenvertretung und den

Beschäftigten (spezifische Fragestellungen sind hier z. B. die Inhalte, die Ver-

ständlichkeit oder die Häufigkeit von Informationen seitens des Betriebs- bzw.

Personalrats).

Beurteilung der Personalversammlungen in Bezug auf die Inhalte und die orga-

nisatorische Durchführung.

Informationen zur Betriebs- bzw. Personalratswahl (»Wer hat teilgenommen?«,

»Was sind die Gründe für eine Nichtteilnahme?« etc.).

Imagemessung (»Wie sehen die Beschäftigten den Betriebs- bzw. Personalrat?«)

Wünsche und Vorstellungen von der zukünftigen Personalvertretungsarbeit (hier

könnten z. B. mögliche Arbeitsschwerpunkte, die im Interesse der Beschäftigten lie-

gen, ermittelt werden – in diesem Kontext könnte auch die Frage nach dem Ver-

hältnis von Gestaltungspolitik oder klassischer Schutzpolitik bearbeitet werden).

Vorstellungen der Mitarbeiter zu einzelnen konkreten Maßnahmen in den

Bereichen Personal- und Organisationsentwicklung (Hierbei geht es darum, die

Meinung der Beschäftigten zu erfassen und diese Positionen in die Vertre-
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tungsarbeit einfließen zu lassen. Solche Fragen stehen jedoch nicht im direkten

Zusammenhang mit der Selbstevaluation der Interessenvertretung).

Beurteilung der Arbeitssituation (Zwar werden mittlerweile in vielen Verwal-

tungen von der Arbeitgeberseite Zufriedenheitsanalysen durchgeführt, der

Betriebs- bzw. Personalrat kann aber hier durchaus eigene Schwerpunkte set-

zen. Gleichzeitig kann ermittelt werden, ob es einen Zusammenhang zwischen

der Arbeitszufriedenheit und der Beurteilung der Personalvertretung gibt.)

3 . 5  Z U S A M M E N FA S S U N G

Es gibt verschiedene Faktoren für den Erfolg von Befragungen. Häufig wird dabei

einerseits die professionelle Unterstützung genannt. Andererseits sind die Anfor-

derungen an statistische Maße bei Beschäftigtenbefragungen grundsätzlich rela-

tiv gering und lässt sich über die Gestaltung der Kontextbedingungen (z. B. das Ein-

gehen auf die Interessen der Befragten) die Erfolgswahrscheinlichkeit deutlich

verbessern.

Während also die Voraussetzungen für Befragungen grundsätzlich gut sind,

fehlt es an Befragungen zu Beteiligungsfragen. Die Beteiligung der Beschäftigten

ist bislang kein wichtiges Ziel von Organisationsveränderungen. Unter anderem

deshalb liegen in Bezug auf die konkreten Beteiligungsinteressen der Beschäftig-

ten nur wenig konkrete Daten vor. Obwohl es eine Fülle von Befragungen gibt, gibt

es bislang keine, die die Interessen der Beschäftigten, insbesondere in Bezug auf

die Arbeit der Interessenvertretung bewerten.

Für die Evaluation der Arbeit der Personalvertretung bietet sich ein breites

inhaltliches Spektrum an. Die konkrete Themenauswahl spiegelt daher immer

auch das Erkenntnisinteresse des Personalrats wider. Wichtig erscheint es jedoch,

noch einmal darauf hinzuweisen, dass eine Befragung zur Arbeit der Beschäftig-

tenvertretung nur fundierte Ergebnisse erbringt, wenn alle wesentlichen Themen

in die Erhebung einbezogen werden. Das heißt, dass die Projektverantwortlichen

bei der Konstruktion des Fragebogens die Frage beantworten müssen, was alles

die Beurteilung der Personalratsarbeit seitens der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter beeinflussen kann.
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4  B E I S P I E L B E F R A G U N G  
I N  E I N E R  
S TA D T V E R WA LT U N G

Die Befragung in der Stadtverwaltung Düsseldorf wird an dieser Stelle zu Doku-

mentationszwecken dargestellt. Letztlich handelt es sich bei dieser Befragung um

ein sehr weitgehendes Projekt, welches nicht jede andere Interessenvertretung in

dieser Form wird durchführen können5. In Kap. 4.1 wird zunächst auf die Aus-

gangsbedingungen und den Vorlauf der konkreten Befragung eingegangen, die

operative Durchführung wird in Kap. 4.2 behandelt, in Kap. 4.3 werden die Ergeb-

nisse im Detail dargestellt und in Kap. 4.4 die Bewertung durch den Personalrat der

Stadt Düsseldorf nachgezeichnet.

4 . 1  A U S G A N G S B E D I N G U N G  U N D  V O R B E R E I T U N G

Im Dezember 2000 richtete der Personalrat der Allgemeinen Verwaltung der Stadt

Düsseldorf (8.550 Beschäftigte, 23 Mitglieder des Personalrats, davon zehn freige-

stellt) eine Anfrage an verschiedene Institutionen – u. a. die damalige Gewerk-

schaft ÖTV (heute Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, ver.di), die Hans-Böckler-

Stiftung und die Forschungsgruppe Verwaltungsautomation an der Universität

Kassel –, in der das Interesse an einer Bewertung der eigenen Arbeit durch die

Beschäftigten formuliert und um entsprechende Unterstützung gebeten wurde.

Dem Personalrat schwebten dabei (mindestens) vier verschiedene Themenkom-

plexe vor:

die Analyse des Wahlverhaltens bei Personalratswahlen,

welche Arbeitsschwerpunkte der Interessenvertretungsarbeit von den Beschäf-

tigten als wichtig bewertet werden,

welcher Zusammenhang zwischen den Kenntnissen der rechtlichen Möglich-

keiten des Personalrats und dessen Bewertung besteht und 

23
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zahl) nicht durchgeführt werden.



wie die Arbeit des Personalrats, z. B. in Fragen der Einbeziehung Betroffener

bzw. der Informationspolitik, insgesamt bewertet wird.

Die zunächst von der Interessenvertretung sehr allgemein formulierten Interes-

sensfelder wurden im Vorfeld der Befragung mit Unterstützung der durchführen-

den Einrichtungen spezifiziert. Bei der Beschäftigtenbefragung sollten demnach

Informationen zu folgenden Themenkomplexen erarbeitet werden:

Wahlbeteiligung und -verhalten (»Warum gehen Beschäftigte zu Personalrats-

wahlen und warum nicht?« »Auf welche Faktoren bzw. Einstellungen lässt sich

das Wahlverhalten zurückführen?« usw.).

Arbeitsschwerpunkte (»Welche Arbeitsschwerpunkte sollte der Personalrat

nach Meinung der Beschäftigten setzen?« »In welchem Maße sollte der Perso-

nalrat inhaltliche Vertretungsarbeit leisten und welche Bedeutung messen die

Beschäftigten gemeinschaftsförderlichen Initiativen zu?« usw.).

Kenntnisse über die Möglichkeiten des Personalrates (»Über welche Informa-

tionen verfügen die Beschäftigten bezüglich der Funktionen und rechtlichen

Möglichkeiten der Interessenvertretung?« »Gibt es diesbezüglich bestimmte

Meinungsstereotypen bei einzelnen Beschäftigtengruppen?« usw.).

Bewertung der Arbeit des Personalrates (»Zufriedenheitsanalyse«).

Beurteilung der Beteiligungs- und Informationspolitik (»Zufriedenheit mit der

Art und dem Umfang der Informationen für die Beschäftigten« usw.).

4 . 2  D U R C H F Ü H R U N G  D E R  B E F R A G U N G

Die Befragung der Mitarbeiter der Stadtverwaltung Düsseldorf durch den Perso-

nalrat der Allgemeinen Verwaltung fand im März 2002 statt. Sie wurde als schriftli-

che Totalerhebung konzipiert und durchgeführt. Das heißt, dass insgesamt etwa

7.200 Fragebögen an die Beschäftigten verteilt wurden und diese ca. 3 Wochen

zum Ausfüllen hatten. Das Erhebungsinstrument, der Fragebogen, wurde von der

Managementberatung Eidmann & Killian, Kassel, erarbeitet und in Diskussionsrun-

den mit allen Beteiligten abgestimmt. Dadurch war sichergestellt, dass das

Erkenntnisinteresse des Personalrats optimal umgesetzt wurde. Die Auswertung

der Erhebung hat ebenfalls Eidmann & Killian durchgeführt.

An der Umfrage haben sich insgesamt 2.011 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

der Stadtverwaltung Düsseldorf beteiligt. Dies entspricht einem Rücklauf von ca.

28% und ist als durchschnittlich zu bezeichnen. Für die Auswertung wurde eine

Stichprobe von 1.000 Fällen nach dem Zufallsprinzip gezogen. Diese Begrenzung
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erfolgte aus Kostengründen. Einschränkungen bei der Repräsentativität sind bei

dieser Stichprobengröße nicht zu erwarten6.

Im Rahmen der Befragung wurden folgende demografische Informationen

erhoben:

Alter

Geschlecht

Statusgruppe

Laufbahngruppe bzw. vergleichbare Angestelltentarifgruppe

Dauer der Beschäftigung bei der Stadtverwaltung Düsseldorf

Amt bzw. Einrichtung

Zeitlicher Umfang der Tätigkeit

Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft

In den Abbildungen 1-5 sind die zentralen Merkmale der Befragungsstichprobe

kurz dargestellt. Hierbei wird auf die Abbildungen zur Beschäftigungsdauer, dem

zeitlichen Arbeitsumfang und der Amtszugehörigkeit verzichtet.

Abb. 1: Geschlechtsverteilung der Stichprobe
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6 Die gewählte Stichprobe von 1.000 Personen entspricht den Kriterien der Repräsentativität. An dieser
Stelle sei darauf hingewiesen, dass eine Wahlumfrage, die repräsentative Ergebnisse für das gesamte
Bundesgebiet ermittelt, mit einer Stichprobe von 1.000 Fällen auskommt. Eine Vollauswertung aller
2.011 Fälle hätte hier somit keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn gebracht und lediglich ein höhere
Investition bedeutet.



Abb. 2: Altersverteilung der Stichprobe

Abb. 3: Verteilung nach der Statusgruppe
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Abb. 4: Verteilung nach der Laufbahn bzw. Tarifgruppe

Abb. 5: Gewerkschaftsmitgliedschaft in der Stichprobe
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Die Befragung bildet die Grundgesamtheit, die Mitarbeiterschaft der Stadtverwal-

tung Düsseldorf, recht gut ab. Es konnten keine Beschäftigtengruppen identifiziert

werden, die in besonderem Maße unter- oder überrepräsentiert in der Stichprobe

wären.

4 . 3  E R G E B N I S S E  D E R  B E F R A G U N G

Im Folgenden findet sich eine gekürzte Zusammenfassung der Ergebnisse der

Befragung in der Allgemeinen Verwaltung der Stadt Düsseldorf. Die Darstellung

soll nicht primär dem Zweck dienen, die konkreten Ergebnisse zu dokumentieren,

sondern ein Beispiel für eine Befragungsauswertung und mögliche Themen einer

Erhebung bieten. Weil einige Problemlagen viele Interessenvertretungen betref-

fen, lassen sich – obwohl eine direkte Übertragung natürlich nicht möglich ist –

interessante Anstöße gewinnen. In diesem Zusammenhang sei auch an die im 1.

Kapitel angeführte Befragung im Leverkusener Bayerwerk (Nietzard/de Win 1998)

erinnert, die ähnlich wie die vorliegende Befragung einige Anstöße für Verände-

rungen der Arbeit der Interessenvertretung lieferte. Ausführungen zu den konkre-

ten Anregungen, die der Personalrat der Stadtverwaltung Düsseldorf gewonnen

hat, finden sich im Anschluss an dieses Kapitel.

Zusätzlich zu den hier vorgestellten Ergebnissen wurden in der Befragung auch

Daten zur allgemeinen Arbeitszufriedenheit erhoben. Auf dieses Thema wird hier

aber nicht eingegangen. Gleiches gilt im Wesentlichen auch für die Auswertung

der Antworten auf die offenen Fragen.

D i e  G e s a m t z u f r i e d e n h e i t  m i t  d e m  P e r s o n a l r a t

Die Gesamtzufriedenheit ist das zentrale Merkmal einer qualifizierten Zufrie-

denheitsmessung. Neben der allgemeinen Frage (»Alles in allem, wie zufrieden

sind Sie insgesamt mit dem Personalrat der Stadtverwaltung Düsseldorf?«) wur-

den in diesem Abschnitt noch zwei offene Fragen gestellt. Zum einen ging es

darum zu ermitteln, warum Mitarbeiter mit einzelnen abgefragten Zufriedenheits-

dimensionen (s. u.) nicht zufrieden sind. Zum anderen sollten Kritik und Verbesse-

rungsvorschläge in anderen Bereichen erhoben werden. Über beide Fragen erhielt

die Personalvertretung wichtige, z. T. sehr gezielte Hinweise zur Optimierung der

Interessenvertretungsarbeit. Da sich diese Hinweise im Wesentlichen mit den

Ergebnissen der geschlossenen Fragen decken, wird an dieser Stelle auf deren Dar-

stellung verzichtet.
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Wie die Abbildung 6 zeigt, sind die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit der

Arbeit des Personalrats überwiegend zufrieden. Lediglich 119 Personen geben an,

insgesamt »sehr unzufrieden« oder »unzufrieden« zu sein. Dies macht einen Anteil

von 12,2% an der Stichprobe aus. Auch der Mittelwert der Gesamtzufriedenheit ist

mit 3,47 recht hoch und liegt fast in der Mitte zwischen den Antwortmöglichkeiten

»teils/teils« und »zufrieden«.

Abb. 6: Gesamtzufriedenheit mit dem Personalrat

In dem positiven Ergebnis zeigen sich aber auch Verbesserungsmöglichkeiten:

Denn immerhin 28,5% der Stichprobe geben an, mit der PR-Arbeit insgesamt nur

teilweise zufrieden zu sein. Zusammen mit den negativen Äußerungen macht dies

immerhin eine Gruppe von ca. 40%, die sich insgesamt nicht explizit zufrieden mit

dem Personalrat zeigt. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, dass immer-
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nen und die Antwortkategorie »weiß nicht« wählen.

Die Gesamtzufriedenheit der Beschäftigten mit der Arbeit des Personalrats
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7 Hierbei wurden die Antwortkategorien »sehr unzufrieden«, »unzufrieden« und »teils/teils« in »--/-/0«
(nicht explizit zufrieden) und die Ausprägungen »zufrieden« und »sehr zufrieden« in »+/++« (explizit
zufrieden) transformiert.



Mit einer Kreuztabelle konnte gezeigt werden, dass – bezogen auf die Gesamt-

zufriedenheit mit dem Personalrat – sich das Antwortverhalten mit den unter-

schiedlichen Altersgruppen der Befragten verändert. Diese Unterschiede ergeben

einen leichten aber signifikanten Zusammenhang (Cramer’s V: 0.11)8.

Abb. 7: Zusammenhang von Alter und Gesamtzufriedenheit

Die Abbildung 7 veranschaulicht den Befund: Im jüngsten Alterssegment befinden

sich überdurchschnittlich viele Beschäftigte, die angeben, mit den Leistungen des
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Werte aus den Antwortmöglichkeiten »teils/teils«, »unzufrieden« bzw. »sehr unzu-
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8 Cramer’s V ist die Bezeichnung für einen Korrelationskoeffizienten (Zusammenhangsmaß), der sich
für ein nominales Skalenniveau eignet. Ein Cramer’s V von 0 (kein Zusammenhang) bedeutet, dass
tatsächliche und erwartete Werte identisch sind (die 0-Hypothese wird bestätigt). Ein Cramer’s V von
1 (perfekter Zusammenhang) bedeutet, dass tatsächliche und statistisch erwartete Werte maximal
voneinander abweichen (die 0-Hypothese wird verworfen). Ein Cramer’s V von 0.11, wie in unserer
Analyse, entspricht einem leichten Zusammenhang. S. hierzu auch Kapitel 5.4.



Weibliche Beschäftigte sind signifikant zufriedener mit den Leistungen des Per-

sonalrats als ihre männlichen Kollegen. Während sich bei diesen »explizit zufriede-

ne« und »nicht explizit zufriedene« die Waage halten, geben 38% der befragten

Frauen an, nicht explizit zufrieden, aber 62% »zufrieden« oder sogar »sehr zufrie-

den« zu sein (Cramer’s V: 0.11)9.

Je höher das Qualifikationsniveau eines Beschäftigten ist (gemessen an der

Laufbahn bzw. Tarifgruppe), desto höher ist die Unzufriedenheit mit dem Perso-

nalrat.Während der Anteil der zufriedenen Beschäftigten im einfachen (100 Perso-

nen) und mittleren Dienst (277 Personen) mit jeweils 64% der Nennungen recht

hoch ist, sind im gehobenen (379 Personen) und höheren Dienst (93 Personen) fast

die Hälfte nicht explizit zufrieden (vgl. Abb. 8).

Abb. 8: Zusammenhang von Laufbahn und Gesamtzufriedenheit
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9 Der Zusammenhang zwischen der Personalratszufriedenheit und dem Geschlecht des Befragten re-
lativiert sich allerdings durch eine weitere empirische Beobachtung:Weibliche Beschäftigte der Stadt-
verwaltung Düsseldorf sind überdurchschnittlich jung und signifikant häufiger in den beiden unteren
Tarif- bzw. Laufbahngruppen beschäftigt. Da diese Merkmale ebenfalls mit der Gesamtzufriedenheit
korreliert sind, kann an dieser Stelle nur gemutmaßt werden, ob eher das Geschlecht oder (was wahr-
scheinlicher ist) Alter oder berufliche Laufbahn die Beurteilung des Personalrats beeinflussen.



ten. So gesehen verwundert dieser Zusammenhang nicht, denn Personen mit

einem formal höheren Bildungsgrad sind – dies zeigen unterschiedlichste empiri-

sche Analysen – prinzipiell kritischer.

Ein ebenfalls leichter Zusammenhang besteht zwischen der Personalratszufrie-

denheit und dem Umfang der Beschäftigung (Teil- bzw. Vollzeit). Mit 70% zufrie-

denen Nennungen befinden sich in der kleineren Gruppe der Teilzeitbeschäftigten

(122 Personen) rund 16% mehr Personen, die den Leistungen des Personalrats

positiv gegenüberstehen, als im Hauptsegment der Vollbeschäftigten (Cramer’s V:

0.11).

D i e  w i c h t i g s t e n  B e u r t e i l u n g s a s p e k t e

Das gute Gesamtergebnis spiegelt sich auch in durchweg positiven Bewertun-

gen einzelner abgefragter Zufriedenheitsdimensionen wider. Dementsprechend

liegen die Mittelwerte der nächsten Abbildung auch mit einer Ausnahme im posi-

tiven Bereich der Antwortskala und z. T. über dem Vergleichswert für die Gesamt-

zufriedenheit.

Abb. 9: Zufriedenheit mit einzelnen Leistungsdimensionen
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Im Einzelnen sind folgende Ergebnisse hervorzuheben:

Auch wenn die Leistungsmerkmale insgesamt positiv beurteilt werden, zei-

gen sich fast in jedem Aspekt Möglichkeiten zur Steigerung der Mitarbeiter-

zufriedenheit mit dem Personalrat. Denn: Die Mittelwerte fast aller Zufrieden-

heitsdimensionen liegen näher an der Antwortmöglichkeit »teils/teils«

(Mittelwert 3,0) als an der Antwortmöglichkeit »zufrieden« (Mittelwert 4,0)

und die Anzahl von Mitarbeitern, die mit dem PR nicht explizit zufrieden sind

(Antwortmöglichkeiten »(sehr) unzufrieden« oder »teils/teils«), ist mit jeweils

etwa 30% recht hoch.

Die Freundlichkeit der Personalratsmitglieder und -mitarbeiter wird sehr posi-

tiv beurteilt. Nur 3,7% der Stichprobe (35 Nennungen) sind hiermit »(sehr)

unzufrieden«, während 73,1% der Befragungsteilnehmer (690 Nennungen) bei

diesem Zufriedenheitsmerkmal die Antwortmöglichkeiten »zufrieden« oder

»sehr zufrieden« wählen. Dementsprechend hoch ist auch der Mittelwert mit

4,05.

Ebenfalls noch recht positiv werden die Aspekte Qualität der individuellen

Beratung, fachliche Kompetenz und Zuverlässigkeit bei Absprachen beurteilt.

Hier sind die Mittelwerte höher als 3,5.

Die persönliche Präsenz der Personalratsmitglieder vor Ort wird als einziges 

Leistungsmerkmal im Durchschnitt nicht positiv bewertet. Die Anzahl unzufrie-

dener Mitarbeiter überwiegt in dieser Frage deutlich die der zufriedenen.

Für eine ganze Reihe der Beurteilungsdimensionen ist festzustellen, dass die

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt die Arbeit des Personalrats über-

haupt nicht beurteilen können. Mit etwa 30% »weiß nicht«-Antworten trifft dies

insbesondere auf die Qualität und Inhalte der individuellen Beratung, die fach-

liche Kompetenz sowie die Reaktionszeit und die Zuverlässigkeit zu. Bedenkt

man die jeweils recht hohe Anzahl von Befragungsteilnehmern, die auf diese

Fragen überhaupt keine Antwort geben (jeweils ca. 10%), ist festzuhalten, dass

ca. 40% der Beschäftigten bislang keine direkten Erfahrungen mit dem Perso-

nalrat haben.

Mit Hilfe der Methode der multiplen linearen Regression (s. hierzu Kapitel 5.4) kön-

nen die einzelnen Einflussstärken der jeweiligen Beurteilungsmerkmale auf die

Gesamtzufriedenheit mit dem Personalrat identifiziert werden. Zwar hängen alle

12 einzelnen Zufriedenheitsmerkmale mit der Gesamtzufriedenheit zusammen, es

lassen sich aber sechs Einflussgrößen durch die Regressionsanalyse identifizieren.

Diese Merkmale setzen sich in dem gewählten statistischen Verfahren als unab-

hängige Faktoren zur Erklärung der Zielvariable Gesamtzufriedenheit mit dem Per-
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sonalrat durch. Eine außergewöhnlich hohe Gesamterklärung10 zeigt, dass Zufrie-

denheit bzw. Unzufriedenheit mit dem Personalrat in einem sehr hohen Maße

allein durch diese sechs Bewertungskriterien bestimmt wird.

Dies bedeutet, dass eine bessere Wahrnehmung 

der Vertretung der Interessen gegenüber dem Arbeitgeber,

der Beratungsqualität in individuellen Fragen,

der fachlichen Kompetenz z. B. in Rechtsfragen,

der jährlich stattfindenden Personalversammlungen,

der persönlichen Präsenz der Personalratsmitglieder vor Ort und schließlich

der Zuverlässigkeit der Einhaltung von Absprachen

auch zu einer höheren Gesamtzufriedenheit der Beschäftigten der allgemeinen

Verwaltung der Stadt Düsseldorf mit ihrer Personalvertretung führen würde.

Alle sechs Leistungsbereiche bieten Ansatzpunkte für Optimierungen, um die

Zufriedenheit mit dem Personalrat zukünftig noch zu steigern. Einen besonders

hohen Einfluss auf die Gesamtbewertung des Personalrats besitzt die wichtigste

Kernaufgabe des Personalrats: die Vertretung der Interessen gegenüber dem

Arbeitgeber. Dies zeigen auch viele Antworten auf die offenen Fragen.

D i e  I n f o r m a t i o n s p o l i t i k  d e s  P e r s o n a l r a t s

Der zweite Befragungsabschnitt hat die Informationspolitik des Personalrats

zum Thema. Hierzu sind folgende Resultate hervorzuheben:

Die bisherigen Informationsangebote des Personalrats werden von den Mitarbei-

tern gut angenommen und auch zufrieden beurteilt. Die positive Gesamtbeurtei-

lung der Informationsbereitstellung, die im allgemeinen Zufriedenheitsteil zu

erkennen war (der dortige Mittelwert ist mit 3,68 einer der höchsten – 

s. Abbildung 9), spiegelt sich somit auch in den Beurteilungen der beiden wichtig-

sten Informationsmedien (PR-Info und Intranetangebot des Personalrats) wider.

Das PR-Info wird hinsichtlich der Erscheinungshäufigkeit,Themenauswahl, opti-

schen Gestaltung und Verständlichkeit überwiegend positiv beurteilt. Die ent-

sprechenden Mittelwerte weisen zwar noch Verbesserungsmöglichkeiten auf,

die Anzahl explizit negativer Antworten (»sehr unzufrieden« oder »unzufrie-
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zeichnet die »erklärte Varianz« des Kausalmodells (des Regressionsmodells). In diesem Falle wurde
ein Wert von 72% errechnet. Demnach werden 72% des Antwortverhaltens, in Bezug auf die Ge-
samtzufriedenheit, durch das Antwortverhalten im Bereich der unabhängigen Leistungsmerkmale
verursacht. 1 – R-Quadrat (100 – 72) ist der verbleibende, nicht erklärte Teil der Varianz. D. h. 28% der
Streuung wird durch die Leistungsmerkmale nicht erklärt und hängt von anderen nicht erhobenen
Faktoren ab. Für den Optimierungsprozess bedeutet eine 100%ige Steigerung aller Einflussfaktoren
eine 72%ige Optimierung der Gesamtzufriedenheit.



den«) sind jeweils deutlich unter 5% und daher eher zu vernachlässigen. Im Hin-

blick auf die Ausrichtung des PR-Info zeigen sich jedoch deutlichere Optimie-

rungschancen: Auch wenn die Mehrzahl der Befragten das Blatt nicht für zu kri-

tisch halten und meinen, die Beiträge sind insgesamt sachlich formuliert, gibt es

hier Verbesserungsmöglichkeiten. Immerhin 18% der Umfrageteilnehmer fin-

den das PR-Info in seiner Berichterstattung als zu kritisch und 31,4% wählen die

Antwortmöglichkeit »teils/teils«.

Bezüglich des Intranetangebots des PR gibt es ebenfalls kaum negative Stim-

men. Lediglich in Bezug auf die Themenauswahl scheinen hier Verbesserungen

möglich, denn 27,5% wählen hier die Antwortkategorie »teils/teils«. Ein gewis-

ses Problem stellt die Reichweite des Intranetangebots dar. Eine Reihe Befragter

geben an, keinen Zugang zum Netz der Stadtverwaltung zu haben und deshalb

diese Informationsmöglichkeit nicht zu kennen.

Informationen über das eigene Amt bzw. die Stadt werden vom Personalrat

genauso erwartet wie Informationen, die die Interessenvertretung und ihr

Tätigkeitsfeld direkt betreffen. Insgesamt erscheint es kaum möglich, die Infor-

mationspolitik des Personalrats auf einige wenige Themen zu konzentrieren.

D i e  P e r s o n a l v e r s a m m l u n g

Die Personalversammlung ist für den Personalrat ein sehr wichtiger Termin. Ein-

mal im Jahr hat er die Möglichkeit, sich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,die er

vertritt,zu präsentieren und mit ihnen über geleistete und die geplante Arbeit zu dis-

kutieren. Gleichzeitig kann die Personalversammlung, die bei der Stadtverwaltung

Düsseldorf mit ihren mehreren tausend Beschäftigten eine Großveranstaltung ist,

dazu genutzt werden, die politischen Grundhaltungen des Vertretungsgremiums

und die zentralen Konfliktpunkte im Verhältnis zur Arbeitgeberseite zu verdeutli-

chen. Wegen der besonderen Bedeutung der Personalversammlung wurde die

Zufriedenheit der Mitarbeiter mit der Veranstaltung in einem speziellen Abschnitt

gemessen. In diesem Zusammenhang wurden die Teilnahme an der letzten Perso-

nalversammlung und die Gründe, die gegen eine Beteiligung sprachen, genauso

erhoben wie die Vorstellungen zur zukünftigen Gestaltung der Veranstaltung.

Zusammenfassend sind hierzu die folgenden Befragungsergebnisse herauszu-

stellen:

Die bisherige Form der Personalversammlung wird durchschnittlich positiv

bewertet. Das Mittelwertprofil (s. Abbildung 9) zeigt einen positiven Gesamt-

wert von 3,43. Gleichzeitig sind aber 41% der Stichprobe nicht ausdrücklich

zufrieden mit der Veranstaltung.
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Die Mehrheit der Umfrageteilnehmer gibt an, nicht bei der letzten Personalver-

sammlung gewesen zu sein. Die Teilnahmequote beträgt lediglich 41,7%. Von

den 537 Personen, die auf die Frage nach den Gründen für ihre Nichtteilnahme

geantwortet haben, dominiert klar die Antwortoption »dienstliche Gründe«. In

51% der Fälle wird dies angegeben. Gleichzeitig kritisiert ein Teil der Beleg-

schaft die bisherigen Personalversammlungen und begründet so die aktuelle

Nichtteilnahme.

Hinsichtlich der zukünftigen Gestaltung der Personalversammlung ist festzu-

halten, dass der Durchführungsturnus sich nicht verlängern darf, sondern viel-

mehr über eine Verkürzung nachgedacht werden sollte. Immerhin 306 Perso-

nen (31,5% der Nennungen) hält die jährliche Durchführung nämlich für »zu

selten«. Den Wünschen der Mitarbeiter entspricht eine halbjährliche Versamm-

lung, bei der zwischen einer zentralen Vollversammlung und dezentralen Ter-

minen (z. B. je Amt oder Dezernat) abgewechselt wird, am ehesten.

Das prinzipielle Interesse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Instituti-

on Personalversammlung ist hoch. Die Frage, ob man zukünftig an der Perso-

nalversammlung teilnehmen wird, beantworten 75,2% der Umfrageteilnehmer

mit »ja, auf jeden Fall« oder »eher ja«. Mit zusammen 14,2% ist die Anzahl der

ablehnenden Antworten deutlich geringer.

Abb. 10: Teilnahme an der Personalversammlung 
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Wie die Abbildung 10 zeigt, besteht ein Zusammenhang zwischen der Mitglied-

schaft in einer Gewerkschaft und der Teilnahme an der Personalversammlung: Mit-

glieder einer Gewerkschaft haben die letzte Personalversammlung deutlich häufi-

ger besucht als Nichtmitglieder. Nur knapp ein Drittel dieser Gruppe gibt an, die

letzte Versammlung besucht zu haben, während über 50% der Gewerkschaftsmit-

glieder an dieser Veranstaltung partizipierten (Cramer’s V: .18).

D i e  P e r s o n a l r a t s w a h l

In Bezug auf die Personalratswahl wurden neben der früheren und der geplan-

ten Wahlteilnahme auch die Gründe für und gegen eine Beteiligung an der

Abstimmung erhoben.

Die Beteiligungsquote der Umfrageteilnehmer lag für die letzte Wahl des Jahres

2000 bei 64,6% (640 Personen). Die Teilnahme an der nächsten Abstimmung, die in

2004 stattfindet, beabsichtigen 81,4% (Zusammenfassung der Antwortmöglich-

keiten »auf jeden Fall« und »eher ja«). Für die Teilnahme an der Personalratswahl

lassen sich drei Personenmerkmale identifizieren, welche die Wahrscheinlichkeit

der Teilnahme an der Wahl begünstigen bzw. verringern:

Beschäftigte bis 29 Jahre sind als Wähler unterdurchschnittlich vertreten. Leicht

unterrepräsentiert ist ebenfalls die Gruppe der Personen des Alterssegments

30-39 Jahre. Umgekehrt nahmen Personen ab 40 überdurchschnittlich oft an

der letzten Personalratswahlen teil.

Mit steigender Laufbahn- bzw. Angestelltentarifgruppe (höherer und gehobe-

ner Dienst) nimmt auch die Wahlteilnahme zu.

Gewerkschaftsmitglieder waren ebenfalls signifikant häufiger an der letzten

Wahl des Personalrats beteiligt als Personen, die keiner Gewerkschaft

angehören.

Hinsichtlich der Gründe, die für oder gegen eine Teilnahme an der letzten Wahl

sprechen, sind folgende Erkenntnisse aus der Befragung hervorzuheben:

Die meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich an der Personalratswahl

2000 beteiligt haben, geben hierfür mehrere Gründe an. In den Antworten las-

sen sich zwei wesentliche Gründe erkennen. Zum einen ist es den Beschäftigten

wichtig, überhaupt eine institutionelle Vertretung zu haben (Antwortoption:

»weil es wichtig ist, dass jemand meine Interessen vertritt«), zum anderen

möchten sie durch ihre Wahlbeteiligung die Arbeit des Personalrats unterstüt-

zen. Die anderen genannten Gründe sind aber für die Wahlentscheidung durch-

aus von Bedeutung. So geben z. B. immerhin etwa 1/3 der Wähler an, dass es

ihrer Meinung nach selbstverständlich ist zu wählen.
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Die Hauptgründe für die Wahlenthaltung lauten: »kenne niemanden aus dem

PR«, »war nicht da«, »dienstliche Gründe« und »hat mich nicht interessiert«. Hier-

in spiegeln sich zwei unterschiedliche zentrale Begründungen: Wer aus

bestimmten Gründen, sei es nun Urlaub oder Krankheit, am Wahltermin nicht

an seiner Arbeitsstelle ist oder aus dienstlichen Gründen nicht an der Abstim-

mung teilnehmen kann, enthält sich nicht bewusst. Jemand, der angibt, kein

Interesse zu haben oder niemanden vom Personalrat zu kennen, geht jedoch

gezielt nicht zur Wahl. Gerade der zweite Aspekt korrespondiert mit der

schlechten Beurteilung der Präsenz vor Ort (s. o.).

I m a g e  d e s  P e r s o n a l r a t s

Die Beurteilung des Personalrats, seine Stellung im organisatorischen Machtge-

füge und die Beziehung zu den Beschäftigten hängt nicht ausschließlich von der

Qualität seiner Arbeit ab. Das Image ist ein bedeutender Faktor. Daher ist es auch

wichtig zu wissen, was das eigene Klientel über das Gremium denkt. Für die Mes-

sung des Images wurden zwei unterschiedliche Verfahren eingesetzt. Über ein

Polaritätsprofil (semantisches Differential) wurden den Interviewpartnern

gegensätzliche adjektive Begriffspaare zur Beurteilung vorgelegt. In einem zwei-

ten Abschnitt enthielt der Fragebogen Aussagen über den Personalrat, in denen

sich möglich Vorurteile bzw. Einschätzungen widerspiegeln. Die Befragungsteil-

nehmer konnten hier über eine Zustimmungsskala ihr Urteil abgeben.

Abb. 11: Image des Personalrats (Polaritätsprofil)
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Mit einer Ausnahme werden alle Imagedimensionen positiv beurteilt. Die jewei-

ligen Mittelwerte sind höher als 3, dem Wert, der den neutralen Punkt der Skala

kennzeichnet.

Nach Meinung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern beschreiben folgende

Adjektive den Personalrat besonders treffend:

y engagiert

y sympathisch

y kompetent

y seriös

y zuverlässig

y vertrauenswürdig

y ehrlich

y konfliktfähig

y gewerkschaftsnah

Bei diesen Merkmalen liegt der jeweilige Mittelwert über 3,5 und es ist somit

von einer klaren Imageeigenschaft des Personalrats auszugehen.

Bei den übrigen Dimensionen ist dieses Bild nicht so eindeutig. Die Mittelwerte

liegen dichter am neutralen Punkt der Beurteilungsskala. Demnach ist der Per-

sonalrat als   »eher modern«, »eher persönlich«, »eher flexibel«, »eher mitarbei-

ternah«, »eher kompromissfähig« und »eher streitsüchtig« zu beschreiben.

Besonders kritisch sind in diesem Zusammenhang die Aspekte Flexibilität und

Mitarbeiternähe zu betrachten. Über 60% der Umfrageteilnehmer bewerten

den Personalrat in dieser Hinsicht nicht explizit positiv.

Hinsichtlich der Imagedimensionen Gewerkschaftsnähe und Streitkultur ist

eine besonders ausgeprägte Unentschlossenheit der Umfrageteilnehmer fest-

zustellen. Im ersten Fall wählen 47,1% den neutralen Wert der Skala, im zweiten

Fall können sich sogar 55,9% nicht für eine Richtung entscheiden. Bei der Inter-

pretation dieser Ergebnisse ist aber die Besonderheit dieser beiden Variablen zu

berücksichtigen. Denn, während bei den meisten Begriffspaaren eine klare

Zuordnung von positivem und negativem Pol möglich ist, trifft dies hier nicht

zu:Welche Pole Gewerkschaftsnähe und die Streitkultur erhalten, hängt von der

persönlichen politischen Einstellung ab.
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Um mögliche Beurteilungsmuster der Beschäftigten in Bezug auf die Imagebe-

wertung des Personalrats zu analysieren, wurde eine Faktorenanalyse11 der abge-

fragten Imagemerkmale durchgeführt. Die Abbildung 12 zeigt die Positionierung

der einzelnen Imagevariablen im Faktorenraum. Bis auf die Imagedimensionen

»harmo« (harmoniesüchtig – streitsüchtig) und »gewe« (gewerkschaftsnah – ge-

werkschaftsfern) stehen alle Merkmale sehr nah beieinander (sind sehr hoch mit-

einander korreliert). Dies unterstreicht die Sonderstellung dieser beiden Variablen.

Für die anderen Imagedimensionen kann nur ein Faktor abgebildet werden. Dies

bedeutet, dass Personen dem Personalrat entweder insgesamt ein tendenziell

positives bzw. negatives Image zuweisen und die einzelnen Adjektive nicht völlig

unabhängig voneinander bewerten.

Gleichzeitig sind – bis auf die beiden Sondermerkmale – alle Imagevariablen

mit der Gesamtzufriedenheit hoch korreliert. Dies unterstützt die These, dass das

Image des Personalrats weniger auf einer ausdifferenzierten Betrachtung als auf

einer prinzipiellen Einstellung gegenüber dem Personalrat beruht. Wer die Lei-

stungen des Personalrats als zufrieden stellend bewertet, der nimmt diesen auch

als tendenziell freundlich, flexibel, kompetent, seriös, engagiert etc. wahr. Und

umgekehrt: Personen, deren Unzufriedenheit mit einzelnen Leistungsaspekten zu

einer niedrigeren Gesamtzufriedenheit führt, weisen dem Personalrat auch ent-

sprechend schlechtere Imagewerte zu.
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bar sind. Diese Dimensionen werden als Faktoren bezeichnet. Dabei wird davon ausgegangen, dass
Personen Objekten, Organisationen oder anderen Personen bestimmte Eigenschaften (z. B. Image-
merkmale) kombiniert zuweisen. Die Faktorenanalyse macht diese Kombinationen sichtbar und eine
Interpretation der dahinter stehenden Ursachen möglich.
Ein Beispiel, das in diesem Zusammenhang immer wieder angeführt wird, ist die Vergabe von Schul-
noten. Wenn z. B. Schüler, die in Mathematik gute Ergebnisse erzielen, auch überdurchschnittlich oft
gute Noten in Chemie, Physik oder Biologie erhalten, nicht aber in Deutsch, Geschichte oder Gesell-
schaftslehre, dann lässt dies auf eine prinzipielle mathematisch-naturwissenschaftliche Intelligenz
schließen. Dies kann zwar nicht direkt beobachtet, mit einer Faktorenanalyse aber entdeckt werden.



Abb. 12: Faktorenanalyse des Personalratsimages
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wer welche Stelle bekommt, und könnte die Beförderungen einzelner Mitarbei-

ter eher nicht durchsetzen.

Der Einfuss »der Gewerkschaft« auf den Personalrat wird im Durchschnitt als

gering eingeschätzt. Es gibt aber mehr Umfrageteilnehmer, die der entspre-

chenden Aussage zustimmen, als sie ablehnen.

Auffallend ist an dem Antwortverhalten zudem die jeweils recht hohe Zahl von

Mitarbeitern, die einzelne Aussagen nicht beurteilen können (Antwortkatego-

rie »weiß nicht«) oder wollen (Auslassen der Frage). Dies trifft besonders auf die

Beurteilung des individuellen Nutzens zu. Hier wählen 186 Personen (18,6% der

Stichprobe) »weiß nicht« und 88 Personen (8,8%) geben darauf keine Antwort.

Abb. 13: Einschätzungen zum Personalrat

E r w a r t u n g e n  a n  d e n  P e r s o n a l r a t
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Abb. 14: Wichtige Themen der Personalratsarbeit 

aus der Mitarbeiterperspektive
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zentral um den Leistungsbereich »Vertretung der Interessen gegenüber dem

Arbeitgeber«, denn dieses Merkmal wird von 50% der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, die an der Umfrage des Personalrats teilgenommen haben, nicht explizit

positiv bewertet. Da es sich hier um eine sehr allgemeine Leistungsdimension han-

delt (schließlich ist Interessenvertretung gegenüber der Arbeitgeberseite die Auf-

gabe des Personalrats), beziehen sich fast alle Empfehlungen mehr oder weniger

direkt auch auf diesen Aspekt.

a )  I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g  g e g e n ü b e r  d e m  A r b e i t g e b e r

Eine aktivere, engagiertere Vertretungspolitik ist das »A und O« bei der Steige-

rung der Mitarbeiterzufriedenheit mit dem Personalrat. Damit ist z. B. auch

gemeint, dass die Personalvertretung Missstände in der Stadtverwaltung aktiver

aufgreift, thematisiert und gegenüber der Verwaltungsleitung vertritt. Wie viele

negative Äußerungen zur Arbeitszufriedenheit in der Stadt Düsseldorf zeigen12,

gibt es hier nach Meinung der Beschäftigten ein vielfältiges Betätigungsfeld. Durch

eine gezielte dezentrale Vertretungsarbeit (s. u.) dürfte es den Personalratsmitglie-

dern leicht fallen, über entsprechende Probleme Kenntnis zu erhalten. Hierbei ist

es aus der Perspektive der Mitarbeiter wichtig, nicht nur die »großen« Themen auf-

zugreifen, sondern auch die alltäglichen kleinen und individuellen Probleme zu

behandeln und im Interesse der Betroffenen zu lösen.

Bei der Frage nach dem »Wie« ist aber zu bedenken, dass nicht alle Mitarbeiter

die manchmal polemische Art der Interessenvertretung schätzen. Eine stärkere

Konzentration auf Sachlichkeit kann hier eventuell angebracht sein. Auf keinen Fall

wünschen die Mitarbeiter aber eine Strategie, die auf Konfliktvermeidung hinaus-

läuft. Aktive Interessenvertretung – dies ist hier der Tenor der Umfrage – kommt

nicht ohne Konflikte mit dem Arbeitgeber aus. Wie sich in der schlechten Beurtei-

lung des Arbeitsklimas und in einer Reihe von Antworten auf die offenen Fragen

zeigt, ist dies nach Meinung der Befragten gerade in der Stadtverwaltung Düssel-

dorf wichtig.

Für die thematische Kernausrichtung der Vertretungsarbeit sind folgende Auf-

gabenbereiche besonders wichtig:

transparente Stellenbesetzungen

Arbeitsplatzsicherung

Fort- und Weiterbildung

Engagement gegen Privatisierungen
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b )  D e z e n t r a l e  P e r s o n a l r a t s a r b e i t

Die konkretesten Verbesserungsnotwendigkeiten sind im Bereich dezentraler

Vertretungsarbeit zu konstatieren. Dies ist das einzige Zufriedenheitsmerkmal, in

dem der Düsseldorfer Personalrat im Durchschnitt negativ beurteilt wird. Die Per-

sonalvertretung ist – dies ist zumindest der Eindruck, den man aus dem allgemei-

nen Antwortverhalten und den vielen offenen Anmerkungen zu diesem Thema

entnehmen kann – vor Ort, in den Ämtern und Dezernaten, nicht präsent.

Die Umfrageteilnehmer geben zur Behebung dieses Defizits auch gleich eine

ganze Reihe von Hinweisen:

regelmäßige PR-Sprechstunden in den Ämtern

Benennung zuständiger PR-Mitglieder und deren Vorstellung vor Ort

aktive Kommunikationssuche mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

Teilpersonalversammlungen, in denen die örtlichen Belange diskutiert werden

können

c )  P e r s o n a l v e r s a m m l u n g e n

Die Struktur der Personalversammlung kann verbessert werden. Wie bereits

dargestellt bietet sich hierfür z. B. ein halbjährlicher Turnus mit einem Wechsel von

dezentraler und zentraler Veranstaltung an. Auch die Form der Präsentation des

Tätigkeitsberichts könnte bei einer Neuorientierung reformiert werden. Eine

Mischung aus ausführlicher schriftlicher und möglichst kurzer mündlicher Vorstel-

lung auf der Personalversammlung scheint den Interessen der Beschäftigten am

ehesten zu entsprechen.

d )  K o m m u n i k a t i o n  z w i s c h e n  P e r s o n a l r a t  u n d  B e s c h ä f t i g t e n

Zur Verbesserung der Kommunikation zwischen der Personalvertretung und

den Mitarbeitern bieten sich folgende Maßnahmen an:

Thematische Ausweitung der bisherigen Informationsmedien PR-Info und

Intranet in Bezug auf Themen, die über die reinen Mitbestimmungsfragen hin-

ausgehen und das organisatorische Leben der Stadtverwaltung allgemein

betreffen.

Verbesserung der Erreichbarkeit des Personalrats.

Festlegung fester zeitlicher Regelungen, in denen Probleme, die an den Perso-

nalrat herangetragen werden, behandelt werden bzw. in denen die betreffen-

den Mitarbeiter eine Information über den Stand der Bearbeitung erhalten

(effektiveres Zeit- und Wiedervorlagemanagement, das die Informationen der

Mitarbeiter stärker in den Mittelpunkt rückt).
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Erstellung einer Informationsbroschüre, in der die Aufgaben und Einflussmög-

lichkeiten des Personalrats sowie die Personen und die interne Arbeitsvertei-

lung des Gremiums übersichtlich dargestellt sind.

Aufbau informeller Kommunikationsbeziehungen (»Mund-zu-Mund-Propagan-

da« ohne einzelne Mitarbeiter auszugrenzen), durch die die zuständigen Perso-

nalratsmitglieder aktuelle Informationen schnell in die Ämter transportieren

können.

Die Ergebnisse dieser Befragung und das, was daraus für die Arbeit des Personal-

rats folgt, sollte den Beschäftigten ebenfalls kommuniziert werden. Idealerweise

könnte dies verbunden werden mit Ankündigungen konkreter Umsetzungen (z. B.

Bekanntmachung lokaler Ansprechpartner und deren erste Termine).

4 . 4  B E W E R T U N G  D E R  B E S C H Ä F T I G T E N B E F R A G U N G  

D U R C H  D E N  P E R S O N A L R AT

Während in den vorangegangenen Abschnitten das Vorgehen und die Ergebnisse

der Beispielbefragung vorgestellt wurden, wird nun ein Resümee aus Sicht der

Interessenvertretung gezogen. Hierzu wurde im Oktober 2002 (ca. vier Monate

nach Präsentation der Befragungsergebnisse vor dem Personalratsgremium) mit

dem Vorsitzenden und dem Geschäftsführer des Düsseldorfer Personalrats ein ein-

einhalbstündiges Interview durchgeführt13. Themen dieses Gesprächs und der fol-

genden Ausführungen sind:

die Bewertung der Befragung als Instrument der Beschäftigtenvertretung,

die Umsetzung der Vorschläge zur Optimierung der Vertretungsarbeit,

die Weiterentwicklung der internen Arbeitsorganisation,

die Bewertung der externen Unterstützung und

Hinweise zur Förderung vergleichbarer Projekte.
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Wo z u  B e s c h ä f t i g t e n b e f r a g u n g e n  d u r c h f ü h r e n ?  –  

D a s  I n s t r u m e n t  » E v a l u a t i o n «

Die Motivation, eine Befragung zur Bewertung der eigenen Tätigkeit durchzu-

führen, speiste sich im Personalrat aus mehreren Quellen. Zum einen wurde seit eini-

gen Jahren bei der Diskussion darüber, welche Aufgaben in welcher Intensität über-

nommen werden sollen, festgestellt, dass man eigentlich gar nicht weiß, was die

eigenen Beschäftigten von dem Gremium erwarten. Zum anderen war man sich

auch nicht darüber im Klaren, ob die eigene Arbeitsorganisation, die Zuständigkei-

ten im Personalrat und die Aufteilung nach Fachbereichen bzw. Ämtern ideal ist.

»Da gab es unter den freigestellten Personalratsmitgliedern immer spannende Dis-
kussionen, wenn etwas an unserer Arbeit umorganisiert werden sollte. Einige Perso-
nen, für die sich etwas verändern sollte, haben dann zu Recht gesagt: ›Die Gründe,
die ihr für die organisatorischen Veränderungen angebt, sind Spekulation, Vermu-
tung; wir wissen es nicht.‹ Und das war unsere Ausgangssituation.Wir konnten wirk-
lich nur vermuten, ob unsere Arbeit den Interessen der Beschäftigten entspricht.«

Zwar habe es schon die eine oder andere Rückmeldung aus der Belegschaft gege-

ben, aber bei einer Belegschaft von 8.500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern stellt

sich die Frage, inwieweit solche zufälligen Rückmeldungen aussagekräftig sein

können. Letztlich seien die Interessen der Beschäftigten schwierig zu ermitteln.

Beispielsweise wurde auf Personalversammlungen versucht, per Kartenabfrage zu

ermitteln, welche Themen die Beschäftigten interessieren. Aber dies sei immer nur

punktuell möglich.

»Da entwickelten wir die Idee, dass man eine Befragung durchführt und dann ver-
sucht, seine Arbeit daran auszurichten. Nach zwei oder drei Jahren könnte man dann
überprüfen, ob die Veränderungen dazu geführt haben, dass die Beschäftigten
zufriedener sind. Insofern wäre die Befragung nur ein erster Schritt. Weitere Befra-
gungen wären notwendig, um zu prüfen: Erreichen wir unsere Ziele oder ist es viel-
leicht gar nicht möglich, auf die Wünsche der Beschäftigten in dieser Weise zu rea-
gieren?«

Durch eine solche regelmäßige Befragung können nicht nur die Interessen der

Beschäftigten in viel stärkerem Maße als bislang zu einem zentralen Kriterium der

Vertretungsarbeit werden, sondern auch die internen Konflikte über Aufgaben,

Themen und Zuständigkeiten stärker versachlicht werden.

Natürlich gab es gegen die Durchführung einer Befragung auch Widerstände.

Insbesondere stand die Sorge im Raum, es könnten einzelne Mitglieder persönlich

kritisiert werden. Dies hat zu einer gewissen Verzögerung geführt und insbeson-

dere die Frageentwicklung erschwert.
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D i e  T h e m e n  d e r  P e r s o n a l v e r t r e t u n g s a r b e i t

Nachdem die Ergebnisse der Befragung im Sommer 2002 dem Personalrat der

Allgemeinen Verwaltung der Stadt Düsseldorf präsentiert worden waren, begann

das Gremium, sich intern über Konsequenzen und Vorgehensweisen zu verständi-

gen. Zunächst hat man sich mit den präsentierten Ergebnissen intensiv beschäf-

tigt. Von besonderem Interesse war dabei zu sehen, wie die verschiedenen inhalt-

lichen Schwerpunkte der Tätigkeit der Personalvertretung von den Beschäftigten

bewertet werden.

In dem Expertengespräch erwähnen unsere beiden Gesprächspartner insbe-

sondere vier Themen, die für den Personalrat in der Vergangenheit von besonde-

rer Bedeutung waren: die Stellenbesetzungsverfahren, die Technikausstattung der

Arbeitsplätze, die Begrenzung von Überstunden (bzw. allgemein der Arbeitneh-

merschutz) und das Thema Qualifizierung. – Diese eigene Schwerpunktsetzung

steht z. T. in Kontrast zu den skizzierten Ergebnissen der Befragung (s. o.: »Erwar-

tungen an den Personalrat«). Während die Qualifizierung und transparente Stel-

lenbesetzungsverfahren von den Arbeitnehmern als wichtige Schwerpunktset-

zung gesehen werden, rangiert der Abbau von Überstunden nur auf Rang 9 und

das Ergonomie-Thema sogar nur auf Rang 13 der Interessen der Umfrageteilneh-

mer. Stattdessen votieren diese für ein stärkeres politisches Engagement in den

Bereichen Arbeitsplatzsicherung (Rang 2) und Kampf gegen Privatisierungen

(Rang 4).

a) Nach eigenen Angaben hat sich der Personalrat in der letzten Zeit besonders

bemüht, die Stellenbesetzungsverfahren möglichst transparent zu gestalten.

Diese Gestaltungsaufgabe war bzw. ist ein wichtiges strategisches Ziel für den

Personalrat. Durchgesetzt wurde in diesem Zusammenhang, dass tatsächlich

alle Stellen ausgeschrieben und in einem transparenten Auswahlverfahren

besetzt werden. Auf diese Weise konnten die Beförderungen bei Beamten so

verteilt werden, dass »diejenigen die nicht befördert wurden, nachvollziehen

konnten, warum es ein anderer geworden ist. Wir haben dieses System ent-

wickelt und auch – gegen die Verwaltung – durchgesetzt.« Der Personalrat

nimmt diesbezüglich wahr, dass die Beschäftigten den Eindruck haben, dieses

Verfahren sei gerecht und werde dem Personalrat als Leistung zugeschrieben.

Diese Einschätzung korrespondiert auch mit den Ergebnissen der Befragung,

in der die Beschäftigten das Thema zum wichtigsten der Personalratsarbeit

erklärt haben.

b) Ein weiteres wichtiges Feld, das die Personalratsarbeit schon seit vielen Jahren

prägt, ist die Hardware-/Software-Ergonomie. Man hält das Thema für sehr
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bedeutend, weil es das zentrale Arbeitsinstrumentarium der meisten Beschäf-

tigten betrifft. Dass die Beschäftigten das Thema mittlerweile für weniger wich-

tig halten, erstaunt unsere beiden Gesprächspartner daher. Unter den gegebe-

nen Umständen lässt sich allerdings nur darüber spekulieren, worin diese

Bewertung begründet ist:

»Es wäre interessant im Rahmen einer Folgebefragung herauszubekommen, woran
das liegt, dass das Thema für nicht mehr so wichtig erachtet wird. Wenn alle einen
sehr gut ausgestatteten Arbeitsplatz haben, ist das Engagement des Personalrats in
diesem Feld natürlich weniger wichtig.«

c) Das dritte bedeutende Thema der Personalräte waren die Schutzrechte und

die Begrenzung bzw. der Abbau von Überstunden im besonderen. Diesbezüg-

lich sei eine »klare, konsequente Politik gegenüber dem Dienststellenleiter«

betrieben worden.

d) Das Thema Fortbildung war dem Personalrat »besonders wichtig«. In diesem

strategischen Feld haben die Aktivitäten seines Erachtens zu einer Kulturver-

änderung beigetragen. Neben der Einführung eines Förder- und Beratungsge-

sprächs kam es insbesondere auch zur Fortbildung von Führungskräften in

speziellen fachlichen Bereichen. Insbesondere die Personalentwicklung von

Führungskräften wurde in der Vergangenheit als defizitär gesehen:

»Viele sind wenig glücklich mit ihren Vorgesetzten. Deshalb war ein zentraler Punkt
unserer Strategie, ein Konzept zu entwickeln, dass diejenigen, die Führungsaufga-
ben erhalten, vorher qualifiziert werden, also ›Qualifizieren vor Führen‹. […] Damit
minimieren wir für die Zukunft das Risiko, dass der beste Sachbearbeiter automa-
tisch Führungskraft wird.«

Insbesondere am ersten und am letzten Punkt wird deutlich, wie sehr der Perso-

nalrat eigene Initiativen vorantreibt, also nicht alleine in einer defensiven Rolle, wie

sie ihm prinzipiell vom Personalvertretungsrecht zugewiesen wird, verharrt. Dass

diese häufig auch als »Co-Management« beschriebene Haltung und ihre Ergebnis-

se bei den Beschäftigten gut ankommen, wird durch die Befragungsergebnisse

deutlich. Die transparente Stellenbesetzung wird als wichtigstes und die Fort- und

Weiterbildung als drittwichtigstes Thema für einen idealen Personalrat gesehen.

Auch dass Schutzinteressen gegenüber dem Arbeitgeber vertreten werden, ent-

spricht den Wünschen der Arbeitnehmer. Während der Überstundenabbau eine

gewisse Bedeutung hat, brennt das Thema Privatisierung und Arbeitsplatzsiche-

rung den Beschäftigten noch stärker unter den Nägeln.
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Insgesamt ist der Personalrat froh, dass seine Grundhaltung von der Befragung

bestätigt wurde. Denn trotz der skizzierten Differenzen bei den Themen ist die

gewerkschaftlich orientierte Grundposition bestätigt worden.

»Es ist das herausgekommen, was wir vermutet und gehofft haben. Die Beschäftig-
ten fordern weder eine Fundamental-Opposition zur Dienststellenleitung noch
einen Schmuse-Kurs. Beide Aussagen hätten uns in große Schwierigkeiten
gebracht.«

Letztlich wäre ein Einschwenken auf eine gänzlich andere Grundhaltung vom Per-

sonalrat als opportunistisch empfunden worden. Bei einer Befragung sei es daher

auch gar nicht primär darum gegangen, sondern vielmehr um die Verbesserung

der Gesamtarbeit vor dem Hintergrund eines bestimmten Ziel- und Wertesystems.

A r b e i t s o r g a n i s a t i o n

Das jetzige Team des Personalrats hat ganz am Anfang seiner Tätigkeit vor ca.

zehn Jahren die interne Organisation der Personalratsarbeit stark verändert, »einen

internen Demokratisierungsprozess eingeleitet«, wie es einer unserer beiden Ge-

sprächspartner nennt. Während es in der alten Struktur so gewesen ist, dass alle

Informationen und Anfragen an den Vorsitzenden gingen und er diese nach eige-

nem Gutdünken an einzelne Personalratsmitglieder weitergeleitet hat, erhalten

mittlerweile alle Mitglieder alle Informationen. Darüber hinaus sind fachliche

Zuständigkeiten geklärt und entsprechende Qualifizierungen durchgeführt (»Es

gibt eine Auswertung unserer Abteilung ‚Aus- und Fortbildung‘, in der wir mit

Abstand bei den pro Person durchgeführten Qualifizierungsmaßnahmen vorne

liegen.«). Zudem wurden auch Zuständigkeiten für einzelne Ämter geregelt,

»damit die Beschäftigten genau wissen, wer für sie zuständig ist«.

In Bezug auf die Arbeitsorganisation hat die Beschäftigtenbefragung – genau-

so wie für die Themen der Personalvertretungstätigkeit – einige Hinweise auf mög-

licherweise erforderliche Veränderungen ergeben. Insbesondere wird – wie skiz-

ziert – die persönliche Präsenz der Personalratsmitglieder in den Ämtern so

gesehen, dass es Verbesserungsmöglichkeiten gibt.

»Da haben wir die größten Defizite festgestellt. Das war uns im Grunde vorher klar;
aber es ist uns in einer Deutlichkeit vor Augen geführt worden, dass wir nun eine
Veränderungsnotwendigkeit sehen. Durch die Befragung ist da ein Druck entstan-
den, der auch zu Veränderungen führen wird.«
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Trotz der schwierigen personellen Situation der Interessenvertretung – zehn frei-

gestellte Personalratsmitglieder bei 8.500 Beschäftigten – will das Gremium die

persönliche Präsenz vor Ort verbessern. Dabei wird die verstärkte Präsenz in den

Ämtern nur als eine Komponente gesehen. Auf jede Anfrage an ein Personalrats-

mitglied soll in Zukunft eine Antwort erfolgen; erst durch die Befragung ist dem

Gremium klar geworden, dass dies offenbar nicht immer passiert.

Außerdem soll die Informationspolitik verbessert werden. Insbesondere geht es

darum, dafür um Verständnis zu werben, dass ein freigestelltes Mitglied, das im

Schnitt für 850 Beschäftigte zuständig ist, eine regelmäßige Präsenz in den Ämtern

nur schwer und bei einer Reduktion seiner anderen Aufgaben bewerkstelligen

kann.

Bereits früh hat man sich intensiv um ein eigenes Informationsangebot geküm-

mert. Neben einer eigenen Zeitung ist diesbezüglich vor allem das Intranetange-

bot zu nennen, das über Monate das am häufigsten aufgerufene Angebot der

Stadt war. Angesichts der Befragungsergebnisse will man sich bei der Vermittlung

zwei neue Schwerpunkte setzen. Neben den begrenzten Möglichkeiten, die Prä-

senz in den Ämtern zu verbessern, ist dies insbesondere auch die von den Beschäf-

tigten als nicht besonders wichtig eingeschätzte Frage der Hardware-/Software-

Ergonomie. Hier will man Überzeugungsarbeit dafür leisten, dass der erhebliche

Aufwand, der für diesen Komplex seitens des Personalrats betrieben wird, ange-

messen ist.

»Eigentlich könnten wir uns ja angesichts der Ergebnisse zurücklehnen und sagen,
›läuft doch super, wir brauchen da nichts mehr zu machen‹. […] Ich glaube schon,
dass wir da viel erreicht haben, aber es wäre falsch, jetzt nachzulassen, dann gehen
uns die Erfolge mittelfristig unter Umständen wieder verloren.«

Die geringe Bedeutung, die die Beschäftigten diesem Thema beimessen, wird dar-

auf zurückgeführt, dass sie seit einiger Zeit – auch dank der Arbeit des Personalrats

– über gut ausgestattete Arbeitsplätze verfügen und daher diesbezüglich keinen

aktuellen und einer Notlage folgenden Handlungsbedarf sehen.

N ü t z l i c h k e i t  e x t e r n e r  U n t e r s t ü t z u n g

Während den Personalratsmitgliedern der Nutzen von Befragung für die Bewer-

tung der eigenen Tätigkeit bereits seit längerer Zeit klar war, mangelte es lange an

den ausreichenden Kapazitäten, eine solche Befragung durchzuführen. Bei der

begrenzten Zahl von freigestellten Mitgliedern und einer ohnehin bereits großen

Bandbreite von Aktivitäten ließ sich diese Aufgabe nicht nebenbei bewältigen. Für
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die externe Unterstützung geben die beiden von uns Befragten aber auch noch

weitere Gründe an: Zum einen sei die Neutralität einer extern durchgeführten

Befragung für den Erfolg einer Befragung sehr förderlich:

»Das hat sich nicht nur bei unserer Befragung bestätigt. Bei der ersten durch eine
wissenschaftliche Einrichtung im Auftrag der Stadt durchgeführten Befragung war
die Beteiligung viel größer als bei den folgenden, die die Stadt in Eigenregie durch-
geführt hat. Obwohl es objektiv keinen Unterschied gibt, sind die Beschäftigten da
offenbar vorsichtig. Gerade als Personalrat wollten wir darauf Rücksicht nehmen und
einen Externen hereinholen.«

Ein weiterer Grund, den der Personalrat zunächst gar nicht im ganzen Ausmaß

wahrgenommen hat, war die Gültigkeit (wissenschaftlich »Validität« genannt) und

Zuverlässigkeit (»Reliabilität«) der Befragung:

»Bei der Formulierung von geeigneten Fragen ist Unterstützung hilfreich, um inter-
pretationsfähige Ergebnisse zu erhalten.Wenn die Fragen nicht von vornherein sau-
ber formuliert und geordnet sind, ergeben sich bei der Auswertung Probleme. Die
Unterstützung hat uns dann große Sicherheit gegeben. Wenn wir das selbst ge-
macht hätten, wären da sicherlich mehr Probleme aufgetreten.«

F ö r d e r u n g s m ö g l i c h k e i t e n  u n d  - a k q u i s e

Die Durchführung einer Befragung verursacht Aufwand. Dies ist nicht allein bei

einem Personalrat so, der diese in Eigenregie durchführen will, sondern auch bei

einer entsprechenden wissenschaftlichen bzw. privaten Einrichtung. Daher stellte

sich für den Personalrat die Frage, wie er die Finanzierung des Projektes sicherstel-

len konnte. Genauso wenig wie er die personellen Ressourcen für eine Befragung

des geplanten Ausmaßes selbst tragen kann, kann er den finanziellen Aufwand,

der bei einer extern durchgeführten Befragung erforderlich ist, selbst tragen. Der

erste Ansprechpartner für den Personalrat war daher zunächst der Arbeitgeber,

d. h. die Dienststellenleitung. Der Personalrat hat eine schriftliche Anfrage an den

Oberbürgermeister geschickt, ob mögliche Kosten (teilweise) übernommen wer-

den können. Die Tatsache, dass das Instrument der Beschäftigtenbefragung als

Qualitätssicherungsinstrument bereits in der ganzen Verwaltung eingesetzt wird,

lieferte dafür gute Gründe.

»Da wurde dann von einer Person der Dienststelle gesagt – es gibt Dinge die sind so
prägnant, die vergisst man nicht –: ›Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Dienst-
stelle Geld dafür ausgibt, dass der Personalrat noch besser wird.‹ […] Wir haben dann
noch lange gewartet, es gab aber keine offizielle Antwort. Auf eine weitere Anfrage
kam dann die Rückmeldung seitens der Dienststellenleitung, die Befragung sei
keine Aufgabe nach dem LPVG.«
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Daraufhin hat der Personalratsvorsitzende einschlägige Bundes- und Landesmini-

sterien, die Bertelsmann Stiftung, die Hans-Böckler-Stiftung, die damalige Gewerk-

schaft ÖTV (heute ver.di) und eine wissenschaftliche Einrichtung, die damalige For-

schungsgruppe Verwaltungsautomation an der Universität Kassel, angeschrieben

und um Unterstützung gebeten. Von den Ministerien kamen durchweg abschlägi-

ge Antworten oder gar keine Reaktionen. Zum Teil wurde zwar Interesse an der

Befragung und den Ergebnissen geäußert, letztlich liefen die Anfragen an öffentli-

che Geldgeber aber ins Leere. Der Personalrat sieht die Ursachen dafür in den feh-

lenden persönlichen Kontakten und den fehlenden Informationen darüber, welche

Stelle ggf. für eine solche Initiative in Betracht kommt.

Letztlich waren es schließlich der Fachbereich Gemeinden der Vereinten Dienst-

leistungsgewerkschaft – ver.di - und die Hans-Böckler-Stiftung, welche das Projekt

wegen seines Pilotcharakters als förderungswürdig betrachteten.

B e w e r t u n g  d e r  B e s c h ä f t i g t e n b e f r a g u n g  a u s  S i c h t  

d e s  P e r s o n a l r a t s

Der Personalrat hat nach eigenem Bekunden durch die Befragung einiges

Material zur Weiterarbeit und einige Anstöße zur Veränderung von Themen und

Arbeitsorganisation erhalten. Dieser Prozess wird den Personalrat insgesamt min-

destens ein Jahr (gerechnet vom Zeitpunkt der Ergebnispräsentation) beschäfti-

gen. So soll es z. B. zu drei Workshops kommen, in denen aus den Ergebnissen kon-

krete Rückschlüsse gezogen werden. Grundsätzlich hält man es dann für

erforderlich, zu überprüfen, ob die Veränderungen auch zu einer besseren Bewer-

tung der Interessenvertretungstätigkeit geführt haben werden. Offen bleibt vor-

läufig, in welchem Umfang eine solche Befragung durchgeführt werden kann und

ob sie aus eigenen Mitteln gestemmt werden kann.

Aus Sicht der Interessenvertretung brachte die Befragung nur wenig Überra-

schendes zu Tage. Das bedeutet allerdings nicht, dass sie für überflüssig gehalten

wird. Dank zuverlässiger Ergebnisse gab es nun eine größere Sicherheit. Debatten

über politische Schwerpunktsetzungen und eigene Arbeitsorganisation müssen

nun nicht mehr im spekulativen Raum, sondern können auf Grund gesicherter

Erkenntnisse geführt werden. Das bedeutet mit hoher Wahrscheinlichkeit, dass das

Gremium in Zukunft weniger durch Debatten blockiert wird, die auf einer nicht

ausreichenden sachlichen Basis geführt werden. Zum anderen hat man mittler-

weile die prinzipielle Möglichkeit, die Veränderung der eigenen Bewertung durch

die Beschäftigten zu überprüfen bzw. die eigene Leistungsfähigkeit mit der ande-

rer zu vergleichen.
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Nicht zu vernachlässigen ist, dass bei den politischen Schwerpunkten des Per-

sonalrats und den von den Beschäftigten gewünschten Themen z. T. erhebliche

Unterschiede deutlich wurden.Wie das Gremium darauf letztlich reagiert, ist durch

die Befragung nicht vorentschieden, sondern im Rahmen der politischen Entschei-

dungsfreiheit der Interessenvertretung gestaltbar. So denkt man daran, trotz des

geringen Interesses der Beschäftigten das Thema Arbeitsplatzausstattung weiter

intensiv zu bearbeiten und mehr für die Vermittlung der Bedeutung dieses Themas

zu tun. Darüber hinaus will man die Präsenz in den Ämtern verbessern und dafür

die Arbeitsorganisation ändern.

Trotz einzelner ungelöster Fragen – die Durchführung von Folgebefragungen,

die Interpretation einzelner Antworten – bewertet der Personalrat die strategische

Bedeutung der Befragung und ihre Ergebnisse positiv. Erstmals verfüge man über

eine umfassende Bewertung der gesamten Bandbreite der eigenen Arbeit und

könne auf dieser Basis strategische Entscheidungen treffen.

4 . 5  R E S Ü M E E : G E S A M T B E W E R T U N G  D E R  E VA L U AT I O N

Zu Beginn des Prozesses wurde seitens der Interessenvertretung viel Zeit in die

Vorbereitung der Befragung zur Selbstbewertung der eigenen Tätigkeit gesteckt.

Dies war nicht so sehr in inneren Widerständen begründet, die es – wie geschildert

– durchaus gab, sondern vor allem darin, dass es praktisch kein (zumal ausführlich

dokumentiertes) Beispiel einer solchen Befragung gab. Den ersten Schritt der

eigentlichen Befragung, die Ausformulierung der Fragestellungen, wurde dann

bereits mit Hilfe der externen Unterstützung vollzogen.

Das Zusammenspiel von externen Beratern und dem Personalrat vollzog sich

insgesamt in einem kooperativen Dialog. Die Interessenvertretung hatte dabei die

Federführung. So war sichergestellt, dass das Erkenntnisinteresse des Gremiums

jederzeit höchste Priorität genoss. Nützlich war dabei, dass die beiden kooperie-

renden externen Einrichtungen, die Universität Kassel sowie die Managementbe-

ratung Eidmann & Killian, nicht nur über das methodische Know-how verfügen,

sondern auch langjährige Erfahrung bei der Beratung öffentlicher Verwaltungen

besitzen.

Die Ergebnisse der Befragung teilen sich in einen deskriptiven sowie bi- bzw.

multivariaten Teil. Beim ersten geht es um eine Beschreibung von Häufigkeiten,

Antwortverteilungen und die Interpretation von Mittelwerten. Beim letzteren geht

es um Zusammenhänge zwischen einzelnen Merkmalen.
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Die deskriptive Auswertung der einzelnen Tätigkeitsbereiche kam zu dem

Ergebnis, dass die Beschäftigten ihren Personalrat grundsätzlich sehr positiv ein-

schätzen, aber in praktisch allen Bereichen durchaus noch Verbesserungen mög-

lich sind. Insbesondere fällt diesbezüglich die persönliche Präsenz der Interessen-

vertretung in den Ämtern auf. Dagegen wird die Informationspolitik mit am besten

bewertet. Nur zwei Einzelkritiken werden geäußert. Zum einen äußern einige den

Wunsch nach einem etwas weniger polemischen Stil und zum anderen wird die

stärkere Aufnahme dezentraler Themen erwartet. Angesichts dieses grundsätzlich

sehr positiven Ergebnisses erstaunt es nicht, dass auch die Gesamtzufriedenheit

mit der Arbeit des Personalrats gut ist; das trotzdem bestehende Verbesserungs-

potenzial wird dabei aus den fast 30% nicht explizit positiven Bewertungen deut-

lich.

Konkret erkennen die Beschäftigten eine positive Wirkung der Personalrat-

stätigkeit. Allerdings steht diese Einschätzung in Kontrast zur Bewertung des

konkreten Nutzens für die einzelnen Befragten. Wie schon beim Informationsan-

gebot und der persönlichen Präsenz der Interessenvertretung wird die fehlende

Verknüpfung der Arbeit der Interessenvertretung mit den konkreten Einzelpro-

blemen allzu deutlich. Ob diese Einschätzung eher mit einem Vermittlungspro-

blem zusammenhängt oder die von der Interessenvertretung initiierten und mit

zu verantwortenden Maßnahmen tatsächlich nur wenig Wirkung entfalten, lässt

sich von außen nur schlecht beurteilen. Auf jeden Fall korrespondiert die Ein-

schätzung der Beschäftigten mit dem in Kap. 3.2 dargestellten Befund von Kißler

u. a. (1998), dass Beschäftigte sich primär für ihr eigenes konkretes Arbeitsumfeld

interessieren. Die von ihnen aufgeworfene Frage, welche Anforderungen die

Beschäftigten an Interessenvertretungshandeln haben, ist vor dem Hintergrund

der vorliegenden Befragung in der Stadtverwaltung Düsseldorf beantwortet. Die

Beschäftigten interessieren sich nicht nur primär für ihr konkretes Arbeitsumfeld,

sondern wünschen auch von ihrer Interessenvertretung eine stärkere diesbe-

zügliche Unterstützung.

Die thematischen Schwerpunkte der Interessenvertretung entsprechen

(daher?) auch nur zum Teil den Wünschen der Beschäftigten. Insbesondere der

Überstundenabbau sowie die Hardware- und Softwareergonomie wird von den

Beschäftigten gegenwärtig als weniger wichtig angesehen. Statt dessen beschäf-

tigt sie konkret die Angst vor Arbeitsplatzverlust und Privatisierungen. (Interessant

ist in diesem Zusammenhang, dass in der auf die Befragung direkt folgenden Per-

sonalversammlung der Oberbürgermeister sich diesbezüglich die kritischsten und

meisten Nachfragen gefallen lassen musste.)
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Die bi- und multivariate Auswertung konnte insbesondere identifizieren, wel-

che Punkte für die Erklärung der Gesamtzufriedenheit besonders wichtig sind.

Neben der Vertretung der Interessen gegenüber dem Arbeitgeber und drei ande-

ren Punkten fällt hier wiederum auf, dass die persönliche Präsenz und die indivi-

duelle Beratung besonderen Einfluss haben. Außerdem ist sehr auffällig, dass die

Wahrnehmung der Interessenvertretung in hohem Maße von Homogenität

geprägt ist, entweder man bewertet ihre Arbeit insgesamt und alle ihre Aspekte

positiv oder umgekehrt.

Die Aufnahme der Ergebnisse durch die Interessenvertretung war grundsätzlich

sehr positiv. Inhaltlich fühlte man sich – mit einer Ausnahme – bestätigt, und

arbeitsorganisatorisch trägt die Bewertung der eigenen Arbeit potenziell zu einer

Versachlichung und stärkeren Orientierung an den konkreten Interessen der Wäh-

lerinnen und Wähler bei. Die genannte Ausnahme stellt den Personalrat allerdings

vor Probleme. Zwar ist im Prinzip die fehlende Bindung an die konkreten Akteure

bekannt – letztlich hat man ja auch deshalb die Befragung durchgeführt –, aber

das Eingehen auf die sehr konkreten Interessen der Beschäftigten stellt ihn vor ein

Problem. Zum einen hält man die Angst vor Entlassungen für nur wenig begrün-

det, zum anderen die Frage der Hardware- und Software-Ergonomie für den tägli-

chen Arbeitsalltag sehr relevant und auch dringend regelungsbedürftig. In Bezug

auf beide Punkte tendiert man daher dazu, die Informationspolitik dahingehend

zu verbessern (die o. g. Personalversammlung ist dafür sicherlich bereits ein Bei-

spiel). Ähnlich sieht es auch bei der Präsenz in den Ämtern aus. So will man zwar

die Präsenz tatsächlich etwas verbessern und die Arbeitsorganisation dahinge-

hend verändern, aber letztlich ist eine umfassende Präsenz aus Sicht des Personal-

rats gar nicht machbar. Auch hier muss also um Verständnis geworben werden.

56



5  WA S  L Ä S S T  S I C H  F Ü R  
D I E  S E L B S T Ä N D I G E  
D U R C H F Ü H R U N G  V O N  
B E F R A G U N G E N  L E R N E N ?

Das Düsseldorfer Beispiel, das hier nur in Ausschnitten referiert wurde, zeigt die

inhaltlichen und methodischen Möglichkeiten einer Selbstevaluation der Perso-

nalratsarbeit. Selbstevaluation bedeutet hier aber nicht Selbstdurchführung, son-

dern Selbstinitiierung und Selbststeuerung einer Befragungsstudie. Der Personal-

rat hatte in jeder Phase des Projektes die Möglichkeit, einzugreifen und letztlich 

z. B. über die Fragebogenkonzeption oder die Verbreitung der Befragungsergeb-

nisse zu entscheiden. Das Beispiel soll anderen Personalvertretungen zeigen, wel-

che Potenziale eine solche Erhebung für die eigene Arbeit haben kann und wie

man das Instrumentarium der empirischen Sozialforschung für die eigene Stan-

dortbestimmung nutzen kann. Gleichzeitig sollen anhand der Ausführungen zum

Düsseldorfer Vorgehen auch der Ablauf und die eingesetzten Methoden darge-

stellt werden.

In diesem Abschnitt geht es darum, den methodischen Hintergrund genauer zu

beleuchten. Hierzu werden die wichtigsten methodischen Grundlagen der empiri-

schen Sozialforschung vorgestellt. Dabei werden folgende Themen behandelt:

Gütekriterien empirischer Sozialforschung (5.1)

Erhebungsformen der empirischen Sozialforschung (5.2)

Entwicklung des Fragebogens (5.3)

Hinweise für die Auswertung einer Befragung (5.4).

Bei der Darstellung geht es primär darum, einen Überblick zu diesem Wissen-

schaftsbereich zu liefern. Dabei steht die Vermittlung von Praxiswissen im Vorder-

grund: Zum einen sollen die Leserinnen und Leser Hinweise zur Durchführung

eigener Befragungen erhalten. Zum anderen soll das Wissen vermittelt werden, das

es ermöglicht, die Konzepte und das Vorgehen von Projektpartnern (z. B. beauf-

tragten Forschungsinstituten) oder bei Studien der Arbeitgeberseite kritisch zu

hinterfragen. Wir möchten an dieser Stelle jedoch nicht den Eindruck vermitteln,

dass man nach der Lektüre selbständig Befragungen mit komplexeren statisti-

schen Auswertungen durchführen kann.
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Zunächst wird hier kurz die Frage behandelt, was empirische Sozialforschung

eigentlich ist. Hierzu bietet sich die Definition aus einem der weitverbreitesten

deutschen Lehrbücher der Disziplin an:

»Empirische Sozialforschung ist die systematische Erfassung und Deutung sozialer
Tatbestände.« (Atteslander 1984, S. 12)

Damit verbinden sich die Fragen danach, was empirisch und systematisch in die-

sem Zusammenhang bedeuten und was unter sozialen Tatbeständen verstanden

wird. Empirisch bedeutet erfahrungsgemäß und ist ein Hinweis darauf, dass wir

unsere Umwelt durch Sinnesorgane wahrnehmen. Gleichzeitig verdeutlicht dies,

dass es sich bei der Soziologie um eine Erfahrungswissenschaft handelt – nämlich

die Erfahrungswissenschaft der sozialen Tatbestände. Hierzu gehören beobacht-

bares menschliches Verhalten, von Menschen geschaffene Gegenstände sowie

durch Sprache vermittelte Meinungen, Informationen, Einstellungen, Werte,

Absichten u.a.m. Systematisch schließlich bedeutet, dass die Erfahrung der Umwelt

– genauer der sozialen Tatbestände – nach genauen Regeln zu geschehen hat. Dies

meint insbesondere, dass der gesamte Forschungsverlauf geplant und in jeder ein-

zelnen Phase nachvollziehbar sein muss. Darüber hinaus ist zu erwähnen, dass das

Erfassen der sozialen Wirklichkeit theoriebezogen erfolgt, d. h. auf der Basis über-

prüfbarer Erklärungsversuche (Hypothesen), die an realen Erfahrungen überprüft

werden können14.

5 . 1  G Ü T E K R I T E R I E N  E M P I R I S C H E R  S O Z I A L F O R S C H U N G

Die Evaluation der Zufriedenheit mit der Arbeit der Personalvertretung ist in Bezug

auf Vorgehen und Methodik dem Bereich der empirischen Sozialforschung zuzu-

ordnen. Das heißt dass Beschäftigtenbefragungen sich dieses Know-hows bedie-

nen können, sie aber auch gleichzeitig an den in der Wissenschaft etablierten Qua-

litätsstandards zu messen sind. Nur am Rande ist zu erwähnen, dass dies natürlich

nicht nur für Befragungen durch den Personalrat gilt, sondern auch für Mitarbei-

terstudien, die von der Arbeitgeberseite initiiert werden.
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Zu den Anforderungen, die an eine fundierte empirische Studie zu stellen sind,

gehört die Erfüllung der folgenden drei Gütekriterien:

Validität (Gültigkeit)

Reliabilität (Verlässlichkeit)

Repräsentativität (Verallgemeinerbarkeit)

Die Validität bezeichnet den materiellen Aspekt der Genauigkeit. Dabei wird

danach gefragt, ob der Forscher auch das misst, was er zu messen vorgibt bzw.

messen will. Gleichzeitig ist hiermit auch die Verständlichkeit einer Frage themati-

siert. Denn, alle Befragten müssen eine Frage gleich verstehen. Dies soll anhand

eines Beispiels verdeutlicht werden:

Als Merksatz bezüglich des Gütekriteriums Validität ist daher folgendes festzuhal-

ten: Fragen in Erhebungen dürfen immer nur einen Aspekt bzw. eine Dimension

enthalten und sollen allgemein verständlich und möglichst kurz formuliert sein.

Das Gütekriterium Reliabilität hat den formalen Aspekt der Genauigkeit zum

Gegenstand. Die entsprechende Frage hierzu lautet: Wird das, was gemessen wer-

den soll, auch exakt erfasst? Eine Frage bzw. ein Fragebogen ist dann reliabel, wenn

bei einer Wiederholung in geringem zeitlichen Abstand die Personen zu beiden

Messzeitpunkten die gleichen Antworten wählen.

Eine Datenerhebung kann durchaus verlässlich sein, also dem Reliabilitätskrite-

rium genügen, jedoch nicht valide. Zur Verdeutlichung dieses Sachverhaltes sei

hier beispielsweise auf die Messung der Intelligenz verwiesen, indem man einer

Versuchsperson ein Thermometer in das Ohr steckt und die Temperatur misst.

Dabei wird zwar verlässlich gemessen, aber nicht valide die Intelligenz! Das Ther-

mometer stellt durchaus ein zuverlässiges Messinstrument dar, ist jedoch zur Intel-

ligenzmessung ungeeignet.

Reliabilität bedeutet darüber hinaus auch, dass ein Sachverhalt in ihrer tatsäch-

lichen Breite gemessen wird. Auch hierzu ein Beispiel: Zur Feststellung der Größe

Der Personalrat xy möchte wissen, wie zufrieden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
mit seiner Arbeit sind. In einer schriftlichen Mitarbeiterzufriedenheitsanalyse stellt er
daher folgende Frage: »Wie beurteilen Sie die fachliche Kompetenz des Personalrates
und die Freundlichkeit seiner Mitglieder?«. Anschließend haben die Umfrageteilnehmer
die Möglichkeit auf einer 5-stufigen Zufriedenheitsskala (von »sehr zufrieden« bis »sehr
unzufrieden«) zu antworten.

Diese Frage ist nicht valide, denn es sollen zwei Aspekte gleichzeitig beurteilt werden. Es
kann bei der Auswertung nicht mehr festgestellt werden, welchen Anteil an der Bewer-
tung die Freundlichkeit der Personalratsmitglieder hat und mit welchem Anteil die fach-
liche Kompetenz einfließt.
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von Personen wird eine 5-stufige Skala vorgelegt, die von 1,50m bis zu 1,90m

reicht. Herr Müller ist aber 2,01m groß und kann sich daher bei keinem der defi-

nierten Skalenpunkte einordnen. Dies bedeutet, dass die vorgegebenen Antwort-

möglichkeiten nicht genau die in der Wirklichkeit möglichen Verteilungen abbil-

den können und insofern nicht reliabel sind. Ein weiteres Beispiel:

Das allgemein bekannteste Gütekriterium der empirischen Sozialforschung ist die

Repräsentativität. Sie beschreibt die Verallgemeinerbarkeit einer Stichprobe auf

die Grundgesamtheit. Eine gängige Definition hierfür lautet wie folgt: Jedes Ele-

ment einer definierten Grundgesamtheit hat die gleiche Chance, in die Stichprobe

zu gelangen. Mit einem Element ist z. B. eine Person gemeint. Auf Befragungen von

Interessenvertretungen angewandt bedeutet dies, dass Aussagen über die Stim-

mung der Mitarbeiter einer Verwaltung nur dann möglich sind, wenn einzelne

Beschäftigtengruppen nicht systematisch ausgeschlossen werden. Dies wäre der

Fall, wenn z. B. nur Mitarbeiter, aber keine Mitarbeiterinnen befragt würden oder

eine Erhebung nur im Hauptamt bzw. in der Statusgruppe der Beamten durchge-

führt werden würde. Die Repräsentativität wäre in diesen Fällen nur für die jewei-

lige Gruppe, nicht aber für alle Mitarbeiter gegeben.

Repräsentativität bedeutet aber nicht, dass zwangläufig alle Elemente der Grund-

gesamtheit in die Erhebung einbezogen werden müssen. Für viele ist es immer wie-

der verwunderlich, wie es möglich ist, dass bei Wahlumfragen mit lediglich 1.000

oder 2.000 Interviews die tatsächlichen Ergebnisse der gesamten Wahlbevölkerung

relativ gut abgebildet werden können.Dies soll hier nicht kompliziert mathematisch-

statistisch, sondern an einem einfachen Beispiel dargestellt werden.

Der Personalrat xy möchte erheben, wie zufrieden die Beschäftigten mit der derzeitigen
Informationspolitik seitens des Gremiums sind. In der schriftlichen Befragung wird dies
wie folgt umgesetzt:

Diese Frage entspricht nicht den Anforderungen des Reliabilitätskriteriums, da Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die unzufrieden oder gar sehr unzufrieden sind, keine passen-
de Antwortmöglichkeit finden. Das gleiche gilt übrigens auch für diejenigen, die diese
Frage nicht beantworten können. Daher ist »weiß nicht« eine notwendige Antwortkate-
gorie.
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Für die praktische Umsetzung einer Mitarbeiterbefragung bedeutet Repräsentati-

vität zunächst, dass in der Regel alle Beschäftigten in eine Umfrage einbezogen

werden. Ob bei der Auswertung dann alle Fälle wirklich berücksichtigt werden

oder ob es genügt, eine kleinere Stichprobe zu wählen, sollte in einem zweiten

Schritt geprüft werden und hängt von der absoluten Anzahl der Umfrageteilneh-

mer ab. Im Fall der Düsseldorfer Befragung wurde auf eine Gesamtauswertung ver-

zichtet. Dies hätte die Aussagekraft der Studie nicht gesteigert und lediglich einen

zusätzlichen Arbeits- und Kostenaufwand bedeutet.

Eng mit der Frage der Gütekriterien verbunden ist die Frage der Skalenniveaus,

die Variablen besitzen können. Hierzu erscheint zunächst eine Erläuterung zum

Begriff Variable notwendig. Als Variable wird ein Merkmal bezeichnet, das unter-

schiedliche Merkmalsausprägungen haben kann. So ist z. B. bei der Frage nach

dem Geschlecht einer Person dies das Merkmal (die Variable). Die möglichen

Merkmalsausprägungen hierzu lauten »weiblich« und »männlich«. Bei der Frage

nach der Automarke (Merkmal bzw. Variable) lauten die Antwortmöglichkeiten

(Merkmals- bzw. Variablenausprägungen) Volkswagen, Mercedes, Audi usw.

In Bezug auf die Art der Variablen wird in vier Skalenniveaus unterschieden:

Nominalskala

Ordinalskala

Intervallskala

Rationalskala (bzw. Verhältnisskala)

Die hier gewählte Reihenfolge ist nicht willkürlich, sondern spiegelt die Qualität

der Variablen wider. Je nach Skaleniveau können unterschiedliche statistische Aus-

wertungsverfahren angewandt werden. Dabei gilt die Regel: Je höher das Skalen-

niveau der Variablen, desto mehr statistische Verfahren können bei der Datenana-

lyse eingesetzt werden. Die beiden letzten und höchsten Skalenniveaus (Intervall-

Repräsentativität und die Schwarzwälder-Kirschtorte

Stellen wir uns vor, die Grundgesamtheit einer Erhebung entspricht nicht den Mitarbei-
tern einer Stadtverwaltung oder den Wahlberechtigten in Deutschland, sondern einer
Schwarzwälder-Kirschtorte. Um herauszubekommen, wie diese schmeckt und welche
Eigenschaften sie aufweist, muss man nicht die ganze Torte verspeisen. Es reicht ein Stück
– also eine Stichprobe.

Wichtig ist es dabei aber, die Stichprobe richtig zu wählen. Wenn z. B. nur die Kirsche
gegessen wird, wären andere Bestandteile wie die Sahne oder der Tortenboden syste-
matisch ausgeschlossen. Das Kriterium der Repräsentativität, das ja besagt, dass jedes
Element die gleiche Chance haben muss, Teil der Stichprobe zu werden, wäre dann ver-
letzt.
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und Rationalskala) werden als metrische Skalen bezeichnet. Bei diesen können die

gleichen Auswertungsmethoden eingesetzt werden.

Für die Konstruktion eines Fragebogens ist das Wissen um die Bedeutung des Ska-

lenniveaus bzw. der Qualität einer Variablen von herausragender Bedeutung. Denn

auf dieser Basis ist es möglich, die Fragen und entsprechenden Antwortvorgaben

im Hinblick auf die Auswertung optimal zu gestalten. Ein Beispiel für den Zusam-

Nominalskala

Die Nominalskala ist das niedrigste Messniveau. Er erlaubt lediglich die Bestimmung von
Gleichheit oder Verschiedenheit. Die Merkmale, die höchstens auf nominalem Niveau
gemessen werden können, heißen auch qualitative Variablen.

Beispiele hierfür sind das Geschlecht, die Blutgruppe oder die Haarfarbe. Hier kann man
nicht sagen, dass die Ausprägungen sich mit den Begriffen mehr, größer, besser oder
schlechter vergleichen lassen, sondern nur dass sie entweder gleich oder verschieden
sind.

Ordinalskala

Bei der Ordinalskala ist über die Unterscheidung von Gleichheit und Verschiedenheit hin-
aus die Unterscheidung von größer und kleiner möglich, d. h. die Bestimmung einer
Rangfolge. Im Gegensatz zum Messniveau der Nominalskala, gibt es hier Merkmale, die
hinsichtlich der Qualität ihrer Ausprägungen beschrieben werden können. Dabei ist der
genaue, quantitative Grad der Unterscheidung jedoch nicht benennbar. Wir können z. B.
sagen, die Merkmalsausprägungen sind besser bzw. schlechter, aber nicht wie viel besser,
größer etc. Ein Beispiel einer Ordinalskala sind die Schulnoten.

Intervallskala

Bei der Intervallskala sind zusätzlich auch Aussagen über das Verhältnis von Intervallen
zwischen Skalenwerten möglich. Dieser Skalentyp wird als metrische Skala bezeichnet,
da die Unterscheidungen zahlenmäßig erfassbar sind. Jedoch besitzen sie keinen 
0-Punkt. Beispiele sind die Tests zur Messung der Intelligenz (Intelligenz-Quotient). Da
kein 0-Punkt existiert, kann man nicht sagen, dass eine Person mit einem IQ von 190 dop-
pelt so schlau ist wie eine Person mit einem IQ von 95.

Rationalskala

Die Rational- bzw. Verhältnisskala ist das höchste Messniveau. Über die Aussagemöglich-
keiten der Intervallskala hinaus erlaubt dieses Niveau Aussagen über das Verhältnis von
Skalenwerten. Dabei wird die Einheit dieser Skala willkürlich bestimmt, während der Null-
punkt durch eine Theorie bestimmt ist.

Beispiele sind Geldbeträge oder auch die gebräuchlichen Maße der Physik wie Länge,
Gewicht, Zeit, Winkel und die Temperatur nach Celsius, die als 0-Punkt den Gefrierpunkt
besitzt. So kann man durchaus sagen, dass es heute am Tag mit 30 Grad doppelt so warm
ist wie gestern Nacht mit 15 Grad oder dass 1.000 Euro fünf mal so viel sind wie 200 Euro.
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menhang von Variable und Messniveau liefert wieder die Temperatur. Auf die

Frage »Wie warm ist es?« könnte man Antworten auf dem Ordinalniveau vorgeben

(z. B. »kalt«, »kühl«, »warm« und »heiß«) und würde durchaus ein richtiges Ergebnis

erzielen. Mit der Vorgabe, mit der gemessenen Gradzahl zu antworten, ist die Mes-

sung jedoch qualitativ wesentlich genauer und ermöglicht weitere Auswertungen

wie z. B. die Angabe der Durchschnittstemperatur.

5 . 2  E R H E B U N G S F O R M E N  

D E R  E M P I R I S C H E N  S O Z I A L F O R S C H U N G  

Zu Beginn einer empirischen Studie ist die Frage nach der Methode der Datener-

hebung zu klären. Das Repertoire der empirischen Sozialforschung bietet hierzu

verschiedene Optionen, die nur kurz genannt werden:

Inhaltsanalyse

Befragung

Beobachtung

Experiment

Im Folgenden wird lediglich auf die Befragung eingegangen. Die anderen Erhe-

bungsformen – mit Ausnahme des Experiments – könnten zwar prinzipiell eben-

falls zur Selbstevaluation der Arbeit der Interessenvertretung eingesetzt werden,

die Befragung ist jedoch die am besten geeignete Vorgehensweise.

Die Befragung ist die am häufigsten verwendete Erhebungsmethode in der

Sozialforschung. Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass eine direkte Kommunikation

mit der Untersuchungsperson besteht. Dies bedeutet, dass die Datensammlung

mit einem unverfälschten »Originalton« beginnt, und nicht – wie z. B. bei der Beob-

achtung – schon eine Interpretation menschlichen Handelns darstellt. Dieses Vor-

gehen, das oft auch als Survey bezeichnet wird, gilt daher auch als der Königsweg

der empirischen Sozialforschung.

Je nachdem, welche Kommunikationsart gewählt wird, wird die Befragung in

drei unterschiedliche Typen unterteilt15:

schriftliche Befragung

telefonisches Interview

persönliche Befragung mit Interviewer.
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Die schriftliche Befragung ist in der Regel das kostengünstigste Erhebungsverfah-

ren, da keine Personalkosten für die Datensammlung anfallen. Der Fragebogen

kann per Post versandt werden oder ausliegen bzw. ausgeteilt werden. Diese Befra-

gungsform ist auch dann besonders geeignet, wenn zu erwarten ist, dass persön-

liche Interviews verweigert oder dass Antworten durch den Interviewer beeinflus-

st würden. Dies wäre z. B. sicher der Fall, wenn Personalratsmitglieder die

Mitarbeiter selbst nach ihrer Zufriedenheit mit der Arbeit der Interessenvertretung

befragen würden. Es ist leicht vorstellbar, dass diese Umfrage nicht das wirkliche

Meinungsspektrum einfangen kann. Schriftliche Befragungen erfordern eine

besonders einfache und klare Formulierung der Fragen. Denn der Interviewpart-

ner hat nicht die Möglichkeit, Rückfragen zu stellen, und Verständnisschwierigkei-

ten können sich negativ auf das Antwortverhalten sowie die Qualität der Antwor-

ten auswirken. Ein prinzipielles Problem bei schriftlichen Erhebungen ist der

unsichere Rücklauf. Bei Beschäftigtenbefragungen ist dies jedoch nicht so gravie-

rend. Die Rücklaufquoten liegen hier bei etwa 20-40 Prozent, während Marketing-

befragungen in der Privatwirtschaft oft nur 3-5 Prozent erzielen. Weiter nachteilig

ist die fehlende Kontrolle der Befragungssituation. So lässt sich z. B. nicht verhin-

dern, dass mehrere Personen ihre Fragebögen in Absprache ausfüllen und so Ein-

fluss auf das Befragungsergebnis ausüben wollen.

Telefoninterviews sind eine gute Methode für eine schnelle Informationsge-

winnung. Im Bedarfsfall kann der Interviewer Fragen erläutern und Verständni-

sprobleme aus dem Weg räumen. Der gravierende Nachteil dieser Methode liegt

darin, dass das Interview kurz gefasst sein sollte. Eine umfassende Befragung wie

die des Personalrats der Stadtverwaltung Düsseldorf beispielsweise wäre daher

telefonisch nur sehr schwer durchführbar.

Die persönliche Befragung mit Interviewer gilt unter Experten als das vielseitig-

ste der drei vorgestellten Erhebungsmethoden. Es können hierbei in der Regel

deutlich mehr Fragen gestellt werden als bei telefonischen Umfragen und die

Interviewsituation ermöglicht Nachfragen und Erläuterungen bei Verständnis-

schwierigkeiten. Weiterhin können die Interviewer Beobachtungen, die sie im

Laufe des Interviews machen (z. B. zusätzliche Bemerkungen, Erscheinungsbild),

festhalten und in die Auswertung bzw. Interpretation der Befragungsergebnisse

einfließen lassen. Problematische Faktoren dieser Erhebungsart sind die ver-

gleichsweise schwierige administrative Planung der Erhebungsaktion (inkl. der

Schulung des Interviewpersonals), die Gewährleistung der Kontrolle der Befra-

gung und schließlich die mögliche Suggestivwirkung des Interviewers. Ein weite-

rer gravierender Nachteil sind die vergleichsweise hohen Kosten.
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Für die Evaluation der Arbeit der Personalvertretung bietet sich unter Abwä-

gung der Vor- und Nachteile insbesondere die schriftliche Durchführung der 

Datenerhebung an. Es ist hierbei vor allem auf die folgenden Aspekte zu achten:

In die Erhebung sollten alle Mitarbeiter, die die Fragestellung betrifft, einbezo-

gen werden. Die Befragung sollte somit immer eine Gesamterhebung sein, die

keine Beschäftigtengruppen oder einzelne Mitarbeiter ausgrenzt.

Aus Repräsentativitätsgründen ist es nicht immer nötig, alle eingesandten Fra-

gebögen in die Auswertung einzubeziehen. Wie im Beispiel der Düsseldorfer

Umfrage reicht es durchaus, eine Stichprobe zu ziehen. Hierbei ist auf alle Fälle

das Zufallsprinzip anzuwenden.

Sollten die Rücklaufquote unter 20% liegen oder/und sich nur wenige Mitar-

beiter an einer Umfrage beteiligen (z. B. wenn es sich um eine vergleichsweise

kleine Grundgesamtheit handelt) ist bei schriftlichen Befragungen eine Erinne-

rungsaktion ratsam.

Um eine ausreichende Anzahl von Interviews zu erhalten, kann es bei kleineren

Verwaltungen sinnvoll sein, von vornherein auf eine schriftliche Erhebung zu

verzichten und eine mündliche Befragung durchzuführen.

5 . 3  E N T W I C K L U N G  D E S  F R A G E B O G E N S

Nachdem im Abschnitt 5.1 bereits auf den Zusammenhang von Art und Qualität

von Variablen und dem Skalenniveau eingegangen wird, wird hier nun die Frage

detaillierter behandelt, wie man einen Fragebogen konzipiert. Hierfür ist es unse-

res Erachtens wichtig, dass man die verschiedenen Möglichkeiten der Fragestel-

lung und Antwortvorgaben kennt, um sie dann gezielt zu nutzen. Daher wird hier-

auf zunächst eingegangen.

Prinzipiell wird zwischen offenen und geschlossenen Fragen unterschieden.

Der Unterschied liegt in der Vorgabe von möglichen Antworten. Offene Fragen

weisen keine vorgegebenen Antworten auf, während die geschlossene Variante

dadurch gekennzeichnet ist, dass Antwortvorgaben bei der Beantwortung einge-

halten werden müssen.

Die Vorteile geschlossener Fragen liegen in der schnelleren Erfassung des Fra-

gesachverhalts und in einer Erinnerungsfunktion für den Befragten. Der vielleicht

wichtigste Vorteil liegt aber in der besseren Auswertbarkeit der Daten. Geschlos-

sene Fragen bieten einen großen Raum für die Anwendung statistischer Verfahren.

Nachteilig ist die Generalisierung der Antworten, die dazu führt, dass potenzielle
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Antwortaspekte unter Umständen ausgeblendet bleiben. Dies kann zwar durch

eine Kombination mit offenen Fragen vermieden werden, bei der Formulierung

der Fragen und Antworten ist aber darauf zu achten, dass die vorgegebenen Ant-

worten das mögliche Spektrum abdecken. Aus diesem Grunde sollten geschlosse-

ne Fragen in der Regel auch Antwortmöglichkeiten wie »weiß nicht« oder »keine

Angabe« enthalten.

Offene Fragen haben den Vorteil, dass der Befragte frei antworten kann. Es ist so

möglich, eigene Schwerpunkte zu setzen. Für die befragende Seite werden so

Aspekte sichtbar, die bei der Konzeption der Erhebung oder des Fragebogens

nicht bedacht wurden. Generell ist auch die Operationalisierung in offenen Fragen

wesentlich einfacher als in geschlossenen. Der zentrale Nachteil liegt in der feh-

lenden Erinnerung beim Befragten. Das heißt, dass er bei seiner Antwort nur auf

die Aspekte eingeht, die ihm gerade in den Sinn kommen und andere Antworten

(die evtl. in den Vorgaben enthalten wären) ausblendet.

Nun kommen wir aber zur Verbindung von Fragen und Antwortskalen, denn

ohne die sachgemäße Anwendung von Skalen kommt kein ernstzunehmender

standardisierter Fragebogen aus. Bei der Konstruktion einer Antwortskala oder der

Nutzung vorhandener Skalierungstechniken ist darauf zu achten, dass die Frage

zur Skala passen muss, denn nicht jede Skala bildet auch valide die Fragestellung

ab. Schlecht konstruierte Skalen stellen die gewonnenen Ergebnisse einer Erhe-

bung in Frage. Hier ist wieder das Thema Qualität von Variablen und Skalenniveaus

angesprochen. Im Folgenden sind die gebräuchlichsten Frage- und Skalierungs-

techniken dargestellt.

Dichotome Frage

Die klassische dichotome Frage ist die »Ja/Nein-Frage« bei der nur zwei Antwortmög-
lichkeiten zur Auswahl stehen. Aber auch die Frage nach dem Geschlecht ist dichotom,
da entweder mit »weiblich« oder mit »männlich« geantwortet wird.

Ein Fragebeispiel aus der Umfrage des Düsseldorfer Personalrats lautet:

Bei dichotomen Fragestellungen kann noch eine zusätzliche Antwortkategorie wie z. B.
»weiß nicht« oder »keine Antwort« eingefügt werden, die aber am prinzipiellen Charak-
ter der Frage und der vorgegebenen Antwortoptionen nichts ändert.
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Alternativfrage (Multiple Choice)

In Falle von Alternativfragen bieten sich drei oder mehr Antwortmöglichkeiten an. So
kann man beispielsweise die Frage nach dem Alter einer Person mit einer vierstufigen
Antwortskala versehen.

In dieser Frageform sind, wie das nächste Beispiel zeigt, auch Mehrfachnennungen mög-
lich.

Likert-Skala

Bei einer Likert-Skala erhalten die Interviewpartner die Möglichkeit, ihre Zustimmung
bzw. Ablehnung auf eine vorgegebene Aussage zum Ausdruck zu bringen. Diese Technik
kann z. B. zur Überprüfung von Vorurteilen eingesetzt werden.

Im Rahmen der Düsseldorfer Befragung wurden auf diese Weise typische Vorurteile, mit
denen die Arbeit von Personal- oder Betriebsräten immer wieder konfrontiert ist, und
Bewertungen bezüglich der Personalratsarbeit analysiert.
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Semantisches Differential (Polaritätsprofil)

Bei einem semantischen Differential bilden gegensätzliche Adjektive eine bipolare Skala.
Daher wird hierfür häufig auch der Begriff Polaritätsprofil genutzt. Die Umfrageteilneh-
mer können hierbei eine Antwortmöglichkeit wählen, die in der Tendenz oder direkt ihre
Meinung wiedergibt. Dieses Verfahren eignet sich besonders gut zur Messung des Ima-
ges von Organisationen oder Personen. In diesem Zusammenhang wurde es auch in dem
Düsseldorfer Beispiel eingesetzt.

Gewichtungsskala

Über eine Gewichtungsskala kann die Bedeutung eines Aspektes zum Ausdruck
gebracht werden. Interviewpartner können so z. B. ihre Anforderungen an die Arbeit der
Personalvertretung deutlich machen. Im folgenden Beispiel wird die Gewichtung auf
eine einzelne Variable vorgenommen.

Es ist aber auch möglich, verschiedene Antwortvorgaben in eine Reihenfolge bringen zu
lassen. Hierzu können die Umfrageteilnehmer gebeten werden, eine bestimmte Anzahl
von Vorgaben, die ihnen besonders wichtig sind, anzukreuzen. In der Düsseldorfer Befra-
gung wurde dieses Verfahren bei der Frage 11 angewandt (s. hierzu den Fragebogen im
Anhang). Bei einer geringen Anzahl von Antwortvorgaben besteht alternativ die Mög-
lichkeit, alle Antwortvorgaben entsprechend der beigemessenen Bedeutung durchnum-
merieren zu lassen.

Beurteilungsskala (Rating-Skala)

Über Beurteilungsskalen werden Bewertungen zu einzelnen Sachverhalten erfasst. Hier-
zu eignen sich z. B. Antwortvorgaben von »sehr gut« bis »sehr schlecht« oder von »sehr
zufrieden« bis »sehr unzufrieden«.
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altmodisch
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Welche der folgenden Adjektive beschreiben Ihrer Meinung nach den Per-
sonalrat der Stadt Düsseldorf am besten?
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sehr
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unwichtig
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nicht
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der technischen Ausstattung der Arbeitsplätze beteiligt?

sehr
zufrieden zufrieden teils/teils unzufrieden

sehr
unzufrieden

weiß
nicht

Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit dem Personalrat der Stadt?



Exkurs: Der »fragwürdige« Fragebogen

Gesetzt den Fall, eine Personalvertretung richtet folgende Fragen an die Mitarbeiter. Was
würden Sie persönlich davon halten? Versuchen Sie bitte zunächst die jeweilige Frage zu
beantworten und lesen erst dann den kursiv gedruckten Kommentar.

1. Wie hoch ist Ihr auf die nächsten hundert Euro aufgerundetes 
Jahreseinkommen?

Die wenigsten Menschen wissen weder auf den Hunderter genau, wie hoch ihr Jahresein-
kommen ist, noch sind sie bereit, darüber genaue Angaben zu machen. Überdies ist es sehr
ungeschickt, eine Umfrage mit der Frage nach dem Einkommen zu beginnen. Dies birgt die
Gefahr des so genannten »Halo-Effekts«, bei dem eine Fragestellung Einfluss auf die folgen-
den Antworten hat oder sich gar auf die gesamte Befragung auswirkt. Denn ein Umfrageteil-
nehmer wird sich wahrscheinlich die Frage stellen, warum diese Frage gestellt wird.

2. Hatten Sie nur gelegentlich oder öfter Kontakt mit dem Personalrat?

Wie definieren Sie »gelegentlich« und »öfter«?

3. Halten Sie es für richtig, dass die jährliche Personalversammlung 
von der Verwaltungsleitung zur Selbstbeweihräucherung genutzt wird?

Diese Frage ist suggestiv. Wie sollen die Mitarbeiter eine derart voreingenommen formulierte
Frage  beantworten? Dies gilt übrigens auch dann, wenn die Verwaltungsleitung die Perso-
nalversammlung nach Meinung des Personalrats in dieser Weise nutzt.

4. Welche Ausgabe der monatlichen Informationsschrift des Personalrats hat
Ihnen im letzten Jahr am besten gefallen?

Wer kann sich schon an die letzten zwölf Ausgaben einer Information der Interessenvertre-
tung so genau erinnern.

5. Welche Attribute sind, wenn Sie den Personalrat beurteilen,
besonders herausragend und bestimmend?

Selbst wenn alle Umfrageteilnehmer das Fremdwort »Attribut« kennen, sind die Bedeu-
tungen von »herausragend« und »bestimmend« ungenau.

6. Sind sie mit dem Personalrat zufrieden?    Y  Ja         Y  Nein   

Auch wenn die Frage verständlich ist, stellt sich das Problem, ob die Antwortvorgaben
»Ja/Nein« sinnvoll sind und ob es nicht besser wäre, nach dem Grad der Zufriedenheit zu
fragen (s. Beispiel zur Beurteilungsskala).
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Die Qualität einer Befragung – dies sollte inzwischen deutlich sein – hängt stark

von der Konzeption des Fragebogens ab. Wenn die Daten nicht möglichst gut

erhoben sind, kann selbst die beste statistische Auswertung keine verlässlichen

Ergebnisse bringen. Daher sind hier einige wichtige Regeln zusammengefasst, die

es bei der Konstruktion und Formulierung des Fragebogens zu beachten gilt:

Rangfolge der wichtigsten Informationen erstellen: In einer Befragung ist es nie

möglich, wirklich alle interessierenden Fragen abzudecken. Sonst besteht die

Gefahr, dass der Fragebogen zu lang wird. Interviews werden dann evtl. abge-

brochen und bei schriftlichen Erhebungen legt der potenzielle Umfrageteil-

nehmer den Fragebogen gleich unausgefüllt zur Seite. Um dies zu vermeiden,

ist es notwendig, die Informationen nach ihrer Bedeutung zu ordnen. Insgesamt

ist es ratsam, sich bei der Entwicklung des Fragebogens das Untersuchungsziel

immer wieder zu vergegenwärtigen.

Den Fragebogen logisch gliedern: Die einzelnen Abschnitte des Fragebogens

sollten logisch aufeinander aufbauen. Für die Umfrageteilnehmer wird die Erhe-

bung so leichter nachvollziehbar und die Motivation bleibt möglichst hoch. Zu

Beginn eines neuen Themenblocks sind ggf. kurze Einleitungen sinnvoll.

Die Befragung verständlich einleiten: Die Motivation zur Teilnahme an einer

Befragung ist dann besonders hoch, wenn die Ziele und Inhalte nachvollziehbar

sind. Deshalb sollten diese in einer Einleitung kurz dargestellt werden. Bei

schriftlichen Erhebungen sollte die Einleitung darüber hinaus auch Hinweise

zur Durchführung (»Wohin soll der Fragebogen bis wann zurück gesandt wer-

den?«) und zur Auswertung (»Wer wertet aus?«, »Wird anonym ausgewertet?«)

enthalten.

Klare und präzise Fragen und Antwortmöglichkeiten: Der Aufbau und die For-

mulierung der Fragen und vorgegebenen Antworten müssen selbsterklärend

sein. Dies trifft in besonderem Maße auf schriftliche Erhebungen zu, bei denen

Rückfragen nicht möglich sind und Unklarheiten nicht nachträglich ausgebes-

sert werden können. Neutralität und Eindeutigkeit sind die wichtigsten Orien-

tierungsmaßstäbe bei der Formulierung. Aus diesem Grunde sollte auf

umgangssprachliche Beschreibungen, Füllworte, unverständliche Fachbegriffe

und intellektuelle Wortgebilde verzichtet werden.

Mit unterschiedlichen Frageformen arbeiten: Um die Motivation des Befragten

möglichst lange aufrecht zu erhalten und die verschiedenen Themen sachge-

recht zu erfassen, ist es ratsam, unterschiedliche Frageformen in einen Frage-

bogen zu integrieren. Die Kombination von offenen und geschlossenen Fragen

zu einem Thema ist, wie bereits erwähnt, besonders zu empfehlen.
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Jeder Fragebogen muss vor der Erhebung getestet werden: Vor der Durch-

führung einer Befragung ist ein Text des Fragebogens unverzichtbar. Erst wenn

5 bis 10 »Laien« die Interviews mitgemacht oder den Bogen ausgefüllt haben,

weiß man, ob die Formulierungen allgemein verständlich sind und die Erhe-

bung nicht evtl. zu lange dauert. So sind noch Veränderungen vor der eigentli-

chen Feldphase (so nennen Empiriker die Phase der Datenerhebung) möglich.

5 . 4  H I N W E I S E  F Ü R  D I E  A U S W E R T U N G  E I N E R  B E F R A G U N G

In diesem Abschnitt werden wichtige Methoden zur Auswertung einer Befragung

kurz vorgestellt. Dabei kann es nicht darum gehen, den Leser zu einem Statistiker

zu machen. Es geht vielmehr darum, den Blick auf die Möglichkeiten empirischer

Auswertungen zu richten und so Interessenvertretern in der Praxis eine Basis für

die kritische Überprüfung externer Forscher oder Berater zu liefern. Gleichzeitig

geht es auch darum, die Angst vor eigenen kleineren Befragungen zu nehmen,

denn einfache univariate Auswertungen können schon mit gebräuchlichen Com-

puterprogrammen wie z. B. der Tabellenkalkulation Excel durchgeführt werden. Für

kompliziertere Verfahren ist jedoch die Anwendung professioneller Software und

ein entsprechendes Know-how notwendig. In den Sozialwissenschaften wird hier-

für meist das Programm SPSS genutzt.16

Vo r  d e r  e i g e n t l i c h e n  A u s w e r t u n g :

D a t e n ü b e r p r ü f u n g  u n d  - e i n g a b e

Die ersten Auswertungsschritte haben mit der eigentlichen statistischen Aus-

wertung nichts zu tun. In dieser Phase kommt es darauf an, die erhobenen Daten

zu überprüfen und ggf. zu bereinigen. Die Informationsverarbeitung beginnt

gewöhnlich mit einer Konsistenzprüfung. Dabei wird versucht, mögliche Fehler, die

sich in der Datenerhebung eingestellt haben, aufzuspüren und zu beseitigen. Eine

typische Fehlerquelle ist z. B. bei Filterfragen gegeben, bei denen ein Befragungs-
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16 Das Kürzel SPSS steht für Superior Performance Software System. Dieses Programm wurde Mitte der
60er Jahre in den USA entwickelt und bis heute kontinuierlich verbessert. SPSS wird in den unter-
schiedlichsten Bereichen wie z. B. Industrie und Handel, Beratungs- und Forschungsdienstleistungen,
Psychologie oder Medien eingesetzt, in denen empirische Daten verarbeitet werden.
Es ist nicht möglich, an dieser Stelle auf das sehr umfangreiche Programm einzugehen und in seinen
vielfältigen Einsatzmöglichkeiten darzustellen. Eine gute Einführung in des System bietet Wolf-
Michael Kähler: Statistische Datenanalyse.Verfahren verstehen und mit SPSS gekonnt einsetzen.Wies-
baden 2002.



teilnehmer eine Frage beantwortet, die für ihn überhaupt nicht vorgesehen war.

Eine solche Inkonsistenz wäre in der Beispielbefragung des Personalrats der Stadt-

verwaltung Düsseldorf z. B. aufgetreten, wenn ein Mitarbeiter die Frage 2 (»Lesen

Sie die monatlich erscheinende PR-Info?«) mit »nein« beantwortet und in den

anschließenden Fragen ein Urteil über die Informationsschrift abgibt.

In weiteren Schritten gilt es die Stichprobe zu überprüfen. Dabei fallen evtl.

auch Abweichungen von der Grundgesamtheit auf, die bei der Interpretation der

Befragungsergebnisse zu berücksichtigen sind. Dies wäre z. B. gegeben, wenn bei

einer Befragung durch den Personalrat ein Amt oder ein Dezernat von der Anzahl

der teilnehmenden Mitarbeiter deutlich unterrepräsentiert wäre. Dies dürfte bei

einer richtig gewählten Stichprobe nicht der Fall sein. Wenn doch, ist zu fragen,

warum so wenige Mitarbeiter aus dieser Organisationseinheit an der Befragung

teilnehmen. Meist lässt sich dies dann recht einfach erklären (z. B. gelangten die

Fragebogen nicht in Außenstellen).Wenn jedoch keine schlüssigen Erklärungen zu

finden sind, sind die Befragungsergebnisse zumindest für diese Gruppen als zwei-

felhaft anzusehen.

Der letzte Schritt vor der Auswertung betrifft die Dateneingabe. Hierzu müssen

die erhobenen Informationen codiert werden. Dies geschieht indem die einzelnen

Fragebögen und Variablen nummeriert werden. Den Antworten werden ebenfalls

Werte zugewiesen. Im Ergebnis entsteht eine Datenmatrix, in der die beiden erst-

genannten Informationen (Variable und Fragebogen/Fall) die X- bzw. Y-Achse bil-

den und an der Schnittstelle der jeweilige Antwortwert steht. Um den wichtigen

und zeitaufwendigen Schritt der Dateneingabe kurz zu erläutern sei hier ein Bei-

spiel dargestellt.
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Eine Frage auf der Düsseldorfer Befragung lautet:

Die Codierung und Dateneingabe gliedert sich in folgende Schritte:

1. Jeder Fragebogen der Stichprobe erhält eine feste Nummer, die ihn z. B. als Fall 1 kenn-
zeichnet.

2. Da die Frage die erste des Fragebogens ist, erhält die Variable die Nummer 1 (v001).

3. Die Antwortmöglichkeiten werden nun wie folgt codiert: Die Antworten von »sehr
zufrieden« bis »sehr unzufrieden« werden von 1 bis 5 durchnummeriert. Hierbei
bekommt der qualitativ höchste Wert (»sehr zufrieden«) wegen der besseren statisti-
schen Auswertung den Wert 5. Der Wert 1 wird dementsprechend der Antwortmög-
lichkeit »sehr unzufrieden« zugewiesen. Die »weiß nicht«-Antworten erhalten den
Wert 6 (manche Forscher vergeben hierfür auch generell die 99).

Diese Werte werden dann in ein Computerprogramm (z. B. Excel oder SPSS) zur statisti-
schen Auswertung eingegeben und bilden die Rohdaten der Befragung. Das folgende
Bild zeigt eine solche Datenmatrix aus dem Programm SPSS.

In diesem Beispiel wurde die erste Frage (v001) von dem Umfrageteilnehmer 1 (id 1) mit
»teils/teils« beantwortet (Wert 3), während der zweite Umfrageteilnehmer »zufrieden« 
(id 2/Wert 4) wählte17.
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sehr
zufrieden zufrieden teils/teils unzufrieden

sehr
unzufrieden

weiß
nicht

Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Vertretung Ihrer Interessen 
gegenüber dem Arbeitgeber?

17 Theoretisch wäre es auch möglich, die Datenauswertung »per Hand« durchzuführen. Der Schritt der
Dateneingabe würde dann zwar entfallen. Eine Codierung der Fälle, Variablen und Antworten sowie
die Erstellung einer Datenmatrix wären aber auch erforderlich.



S t a t i s t i s c h e  A u s w e r t u n g s m e t h o d e n

»Wie lautet die Steigerungsform von Lüge? 

Antwort: Lüge – verdammte Lüge – Statistik« 

»Trau keiner Statistik,

die du nicht selbst gefälscht hast«

In diesen beiden Sprüchen kommen weit verbreitete Vorurteile gegenüber Stati-

stik zum Ausdruck. Sicher, der Umgang mit statistischen Verfahren und Daten lässt

vielfach zu wünschen übrig. Gleiches gilt auch für die aus dem Datenmaterial gezo-

genen Schlussfolgerungen. Deshalb aber die Anwendung statistischer Methoden

zu verteufeln oder den Nutzen kategorisch zu verneinen, geht zu weit. Denn

»Schuld« haben nicht die Methoden, sondern diejenigen, die sie nicht professionell

nutzen.

Statistische Verfahren beruhen auf der mathematischen Grundlage des Zählens

und Messens. Sie lassen sich prinzipiell in zwei Gruppen einteilen: die deskriptive

(beschreibende) und die schließende Statistik. Die schließende Statistik, die auch

als mathematische Statistik, Inferenzstatistik oder wahrscheinlichkeits-theoreti-

sche Statistik bezeichnet wird, ist für die Auswertung von Befragungen irrelevant

und wird daher hier nicht behandelt.

In der deskriptiven Statistik sind die Methoden je nach ihrem Erklärungsbereich

zu unterteilen in:

Univariate Methoden, mit denen nur einzelne (= uni) Variablen bzw. nur ein

Merkmal ausgewertet werden können.

Bivariate Methoden, über die versucht wird, durch die Verknüpfung von zwei

Variablen Zusammenhänge zu erkennen.

Multivariate Methoden verknüpfen, wie der Name es nun nahe legt, mehrere

Variablen miteinander und analysieren deren Zusammenspiel.

Die univariaten Verfahren sind auch für den statistischen Laien leicht nachvoll-

ziehbar. Sie liefern die Basisergebnisse jeglicher Befragung und setzen bei der Aus-

zählung der Antworthäufigkeiten und der Bestimmung des Mittelwertes an. Die

Häufigkeiten können in absoluten und prozentualen Werten wiedergegeben wer-

den. Summiert man die Häufigkeiten einzelner Ausprägungen spricht man von

kumulierten Häufigkeiten.
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Frequency Percent
Valid 

Percent
Cumulative

Percent

Valid sehr unzufrieden 35 3,5 3,7 3,7

unzufrieden 96 9,6 10,1 13,7

teils/teils 363 36,3 38,1 51,8

zufrieden 332 33,2 34,8 86,6

sehr zufrieden 44 4,4 4,6 91,2

weiß nicht 84 8,4 8,8 100,0

Total 954 95,4 100,0

Missing System Missing 46 4,6

Total 46 4,6

Total 1000 100,0

V001 Interessenvertretung ArG

Das arithmetische Mittel (Mittelwert) als nächstes Verfahren gibt Auskunft über die

zentrale Tendenz einer Verteilung. Umgangssprachlich geläufig ist hierfür der Aus-

druck »Durchschnitt«. Die Bestimmung ist relativ einfach. Dazu werden die einzel-

nen Ausprägungen eines Merkmals summiert und durch die Anzahl der Fälle

geteilt. Im obigen Beispiel bedeutet dies folgende Rechnung: 35 x 1 (»sehr unzu-

frieden«) + 96 x 2 (»unzufrieden«) + 363 x 3 (»teils/teils«) + 332 x 4 (»zufrieden«) 

44 x 5 (»sehr zufrieden«) / 870 = 3,29. Dies bedeutet, dass die Umfrageteilnehmer

im Schnitt den Personalrat in Bezug auf die Vertretung ihrer Interessen gegenüber

dem Arbeitgeber mit »teils/teils« mit Tendenz zum Positiven bewerten18. Das arith-

metische Mittel eignet sich für Merkmale, die auf dem Intervall- oder Verhältnisni-

veau gemessen werden, setzt also ein metrisches Skalenniveau voraus.

Bei der Auswertung empirischer Befragungen wird meist primär auf die Mittel-

werte geachtet. Dies ist im Prinzip nicht falsch, genauso wichtig ist es aber, etwas

Als Beispiel sei hier wieder die Befragung des Düsseldorfer Personalrats herangezogen.
Auf die erste Frage nach der allgemeinen Zufriedenheit mit der Interessenvertretung
gegenüber dem Arbeitgeber (s.o.) enthielt die Stichprobe folgende Antwortverteilung:

Schon allein an der Verteilung der Antworten lässt sich einiges erkennen:

y Fast 40% der Umfrageteilnehmer sind mit der Personalratsarbeit in diesem Aspekt
»zufrieden« oder »sehr zufrieden«.

y Immerhin 13,7% der Befragten sind mit dem Personalrat hinsichtlich der Interessen-
vertretung gegenüber dem Arbeitgeber »unzufrieden« oder gar »sehr unzufrieden«.

y 84 Personen können die Arbeit des Personalrats in diesem Leistungsaspekt nicht
beurteilen und wählen die Antwortmöglichkeit »weiß nicht«.
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Mittelwertberechnung nicht einbezogen, da sie keine Wertung widerspiegeln.



über das Zustandekommen des Mittelwertes zu erfahren. Denn wie das folgende

kurze Beispiel zeigt, kann sich der Mittelwert aus sehr extremen Unterschieden der

tatsächlichen Merkmalsausprägungen ergeben.

Über das Verhältnis des Mittelwerts zu den real gemessenen Werten geben Streu-

maße bzw. Streuparameter Auskunft. Die wichtigsten dieser Maße sind die Stan-

dardabweichung und der Variationskoeffizient.Während die Standardabweichung

Auskunft über die absolute Streuung/Varianz einer Variablen gibt, ist der Varia-

tionskoeffizient ein Maß für die relative Streuung.

Die Standardabweichung kennzeichnet das Verhältnis des Mittelwertes einer

Variablen zu den beobachtbaren (empirischen) Werten. Ist dieser Wert gleich 0,

entspricht jeder empirische Wert dem Mittelwert. In dem Beispiel würden also alle

Basketballer 1,98m messen und es gäbe keine Streuung. Das Problem bei der Beur-

teilung der Standardabweichung ist, dass deren Höhe auch immer von der Größe

der Ausprägung der Variablen abhängt. Die Schwierigkeit besteht dann im Ver-

gleich verschiedener Variablen mit unterschiedlichen Skalen bzw. Ausprägungsin-

tervallen. So ist z. B. die Standardabweichung bei Hochhäusern wesentlich höher

als bei Menschen. Bei der einen Variablen handelt es sich um eine Abweichung im

Bereich mehrer Meter, bei der anderen nur im Bereich von wenigen Zentimetern.

Hier hilft der Variationskoeffizient, der wie bereits gesagt die relative Streuung

wiedergibt. Dieser Wert wird durch die Division der Standardabweichung durch

den Mittelwert errechnet. Dadurch wird die Varianz der tatsächlichen Antworten

normiert und bewegt sich zwischen den Werten 0 (keine Streuung) und 1 (maxi-

male Streuung). Durch die Berechnung des Variationskoeffizienten können auch

verschiedene Merkmale mit unterschiedlichen Ausprägungsbreiten miteinander

verglichen werden. So kann z. B. auch die Varianz der gemessenen Größe von Men-

schen in cm mit der des Gewichts in kg verglichen werden.

Bei den bivariaten Verfahren geht es darum, den Zusammenhang zwischen

zwei Variablen/Merkmalen zu beschreiben. Ein Beispiel, das jeder aus der Praxis

kennt, ist das Zusammenspiel von Größe und Gewicht einer Person. Wenn beide

Informationen erhoben sind, lässt sich prüfen, ob zwischen diesen beiden Varia-

Fünf Männer eines Basketballteams werden nach ihrer Körpergröße befragt. Hierauf
erhält der Fragende folgende Antworten: 204cm, 180cm, 193cm, 211cm und 201cm. Er
errechnet eine Durchnittsgröße von 197,8cm also rund 1,98m. Den gleichen Wert hätte
er erhalten, wenn alle fünf Sportler 1,98m als Größe angegeben hätten. Die tatsächlichen,
gemessenen Werte variieren aber zwischen 1,80m und 2,11m.
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Teilnahme PV  * Mitgliedschaft Gewerkschaft Crosstabulation

Mitgliedschaft Gewerkschaft

Totalnein
ja,

ver.di
ja,

Komba
ja, Status-

gruppe

Teilnahme PV ja Count
% within Mitgliedschaft
Gewerkschaft

225

35,2 %

139

59,7 %

28

39,4 %

6

35,3 %

398

41,5 %

nein Count
% within Mitgliedschaft
Gewerkschaft

414

64,8 %

94

40,3 %

43

60,6 %

11

64,7 %

562

58,5 %

Total Count
% within Mitgliedschaft
Gewerkschaft

639

100,0 %

233

100,0 %

71

100,0 %

17

100,0 %

960

100,0 %

blen ein Zusammenhang besteht oder nicht: »Steigt mit der Größe eines Men-

schen auch sein Körpergewicht und wenn ja, wie stark ist dieser Zusammenhang?« 

Statistik wird mit der Frage nach möglichen Zusammenhängen erst richtig

spannend. Die bivariate Zusammenhangsanalyse ist die einfache Vorstufe der

komplexeren multivariaten Analyseverfahren. Das einfachste Verfahren zur Ent-

deckung von Zusammenhängen zwischen zwei Variablen ist die Kreuztabellie-

rung. Durch sie können alle möglichen Kombinationen von Merkmalsausprägun-

gen bezüglich zweier Variablen anhand einer Matrix dargestellt werden. Hierzu

wird für jede mögliche Kombination von Ausprägungen die Häufigkeit, mit der

diese Kombination in einer Untersuchung auftritt, in die Tabelle eingetragen.

Solche Zusammenhänge lassen sich auch in Korrelationskoeffizienten (= Zusam-

menhangsmaß) ausdrücken. Das einfachste dieser Maße ist das so genannte Cra-

mer’s V, das schon bei nominalen Skalenniveaus (also auch bei den beiden obigen

Variablen) genutzt werden kann. Bei (quasi-) metrischen Variablen kann der

Zusammenhang zwischen zwei Merkmalen über den so genannten Produkt-

So konnte bei der Befragung des Düsseldorfer Personalrats ein (leichter) Zusammenhang
zwischen der Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft (s. Frage 25) und der Teilnahme an der
letzten Personalversammlung entdeckt werden:

Demnach haben ver.di-Mitglieder häufiger an der letzten Personalversammlung teilge-
nommen als die anderen Mitarbeiter:Während im Durchschnitt 41,5% der Mitarbeiter an
der letzten Personalversammlung teilnahmen, beträgt der vergleichbare Anteil bei ver.di-
Mitgliedern 59,7%19.
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19 Dem aufmerksamen Leser dürfte aufgefallen sein, dass die Tabelle insgesamt nur 960 Fälle enthält,
obwohl die Stichprobe 1.000 Befragungsteilnehmer umfasst. In den fehlenden 40 Fällen haben die
betreffenden Mitarbeiter eine der beiden Fragen nicht beantwortet.



Moment-Korrelations-Koeffizient, der nach seinem Entwickler Karl Bravais-Pearson

auch Pearsons Corr genannt wird, berechnet werden20.

An dieser Stelle ist ein Hinweis auf die Interpretation von statistischen Analysen

angebracht. Die mathematisch-statistischen Ergebnisse müssen auf ihre inhaltli-

che Konsistenz hin überprüft werden, denn erst wenn die Zusammenhänge

schlüssig interpretierbar sind, kann von einer sinnvollen Anwendung statistischer

Verfahren gesprochen werden. Ein Beispiel, das dies verdeutlicht und mit dem fast

alle empirischen Sozialwissenschaftler in der Ausbildung konfrontiert werden,

beschreibt den statistischen Zusammenhang zwischen der Geburtenrate und der

Anzahl der Störche. In Schweden haben eifrige Statistiker nämlich herausgefun-

den, das die Anzahl der Geburten und die Anzahl der Störche fast im gleichen

Maße gesunken sind. Die entsprechenden Korrelationskoeffizienten haben dies

eindrucksvoll und mathematisch korrekt wiedergegeben. Dies bedeutet aber

nicht, dass die Störche wie im alten Kindermärchen wirklich die Kinder bringen. Es

handelt sich hier um eine so genannte Scheinkorrelation. Es gibt nämlich eine wei-

tere Variable, die auf beide Merkmale Einfluss hat und das Zustandekommen der

Korrelation erklärt: die Industrialisierung, die dazu beigetragen hat, dass der

Lebensraum und die Lebensbedingungen für Störche schlechter wurden und die

Zahl der berufstätigen Frauen kontinuierlich stieg. Diese Voraussetzungen betref-

fen bi- und multivariate Methoden gleichermaßen. Daher ist deren Anwendung

auf die Sinnhaftigkeit und Aussagekraft hin immer kritisch zu hinterfragen.

Multivariate Analyseverfahren kommen dann zum Einsatz, wenn mindestens

drei Variablen gleichzeitig betrachtet und in ihrem Zusammenspiel analysiert wer-

den. Da sich spätestens beim Einsatz dieser Methoden die Hinzuziehung von

Experten empfiehlt, werden die wichtigsten Verfahren nur kurz im Hinblick auf ihre

Fragestellungen vorgestellt.
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20 Den Lesern, die an dieser Stelle genauere Erläuterungen zu den statistischen Formeln der uni- und
bivariaten Verfahren haben möchten, sei folgende Lektüre empfohlen: Hans Benninghaus: Deskripti-
ve Statistik. Eine Einführung für Sozialwissenschaftler, 9. Aufl. Wiesbaden 2002.



Die Anwendung multivariater Analyseverfahren muss u. U. schon bei der Konzep-

tion des Fragebogens in die Überlegungen einbezogen werden. So ist es z. B. nicht

möglich, eine Regressionsanalyse durchzuführen, ohne eine zentrale Variable

abzufragen. Auch hier kann die Düsseldorfer Befragung als Beispiel dienen. Der
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Verfahren/Methode Beispielhafte Problem- bzw. Fragestellung

Die Regressions-
analyse untersucht
den Zusammenhang
zwischen einer aus-
gewählten Variablen
und einer Gruppe
von Variablen

y Welche Merkmale haben den größten Einfluss auf die Zufrie-
denheit mit der Arbeit des Personalrates?

y Wie wird sich die Mitarbeiterzufriedenheit erhöhen, wenn die
Arbeitszeitregelung im Interesse der Mitarbeiter verbessert
wird?

Die Diskriminanz-
analyse wird zur
Untersuchung einsei-
tiger Abhängigkeiten
eingesetzt

y In welcher Hinsicht unterscheiden sich Gewerkschaftsmitglie-
der von Nichtgewerkschaftern?

y Lassen sich bestimmte Mitarbeiter anhand von Merkmalen
wie Alter, Statusgruppe, Betriebszugehörigkeit etc. als zufrie-
dener einstufen?

y Welche Themeninteressen unterscheiden den zufriedenen
und den unzufriedenen Leser des PR-Infos?

Über eine Faktoren-
analyse wird eine
große Anzahl von
Variablen auf die ent-
scheidenden, dahin-
ter stehenden 
Faktoren reduziert

y Lässt sich die Imagebewertung der Interessenvertretung auf
einige wenige Faktoren reduzieren?

y Wie lässt sich ein »idealer Personalrat« – basierend auf den
Imagefaktoren – beschreiben?

Die Clusteranalyse
(auch Klassifizierung
genannt) fasst Unter-
suchungsobjekte in
möglichst homoge-
ne Gruppen (= Clus-
ter) zusammen

y Können die Mitarbeiter von ihren Erwartungen an die Interes-
senvertretung in einheitliche Gruppen zusammengefasst wer-
den?

y Welche Eigenschaften unterscheiden einen Mitarbeiter, der
zufrieden mit dem Personalrat ist, von einem unzufriedenen?

y Welche unterschiedlichen Mitarbeitertypen gibt es?

Die Multidimensio-
nale Skalierung
ermöglicht die räum-
liche Darstellung von
Zusammenhängen

y Hat sich die Einstellung der Mitarbeiter zur Interessenvertre-
tung in den letzten Jahren verändert?

y Inwieweit entspricht die Arbeit der Personalvertretung den
Idealvorstellungen der Mitarbeiter?



Zufriedenheit mit … Einfluss auf:
Gesamtzufriedenheit mit

dem Personalrat

Vertretung der Interessen gegenüber dem Arbeitgeber ++ **

Beratungsqualität in individuellen Fragen + **

Inhalte der individuellen Beratung nicht signifikant

Fachliche Kompetenz z. B. in Rechtsfragen + **

Jährliche Personalversammlungen + **

Bereitstellung von Informationen durch den PR nicht signifikant

Persönliche Präsenz der PR-Mitglieder vor Ort + **

Persönliche Erreichbarkeit des PR nicht signifikant

Telefonische Erreichbarkeit des PR nicht signifikant

Reaktionszeit des PR bei Anfragen nicht signifikant

Zuverlässigkeit der Einhaltung von Absprachen + **

Freundlichkeit der PR-Mitglieder und -Mitarbeiter zu schwach

Multiple lineare Regression (BETA-Werte). + = schwacher Einfluss / ++ = deutlicher Ein-
fluss  /  +++ = starker Einfluss  / ++++ = sehr starker Einfluss 
Gesamterklärungskraft des Modells (R-Quadrat): 72 %  
Signifikanzniveau (Irrtumswahrscheinlichkeit): * :„5%  ·  ** :„1% Methode: STEPWISE

entwickelte Fragebogen basierte auf einem Regressions- oder Kausalmodell, bei

dem die Gesamtzufriedenheit der Mitarbeiter mit der Arbeit des Personalrats

(Frage 5) die zu erklärende Variable war. Alle anderen Zufriedenheitsaspekte wie z.

B. die Beratungsqualität, die fachliche Kompetenz oder die Freundlichkeit der Mit-

arbeiter wurden in ihrem Einfluss auf die Beurteilung der Gesamtzufriedenheit

gemessen21.
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21 Nur für den, der es genauer wissen möchte: Es handelt sich hierbei um die multiple lineare Regressi-
on. Die Einteilung der Einflussstärken erfolgt nach folgendem Modus: Grundlage des kausalen
Modells sind die so genannten standardisierten Regressionskoeffizienten (BETA-Werte) der multiplen
Regressionsgleichung. Sie sagen aus, dass die vollständige Veränderung einer Einheit (z. B. ein Ska-
lenpunkt von »teils-teils« zu »zufrieden«) der unabhängigen Variable, eine Veränderung der Einheit
der abhängigen Variable (z. B. Gesamtzufriedenheit) um x % bewirkt. Dabei sind die Koeffizienten wie
folgt zu interpretieren: < .10 = zu schwach / .10 - .19 = schwacher Einfluss / .20 - .49 = deutlicher Ein-
fluss  / .50 - .69 = starker Einfluss /  .70 - .99 sehr starker Einfluss / 1 = alles erklärender Einfluss.



Insgesamt lassen sich in diesem Beispiel sechs signifikante22 Einflussgrößen durch

die Regressionsanalyse identifizieren. Die Analyse der Zusammenhänge zeigt, dass

alle 12 einzelnen Zufriedenheitsmerkmale mit der Gesamtzufriedenheit korre-

spondieren. Die sechs identifizierten Merkmale setzen sich aber im Kausalmodell

als unabhängige Faktoren zur Erklärung der Zielvariable Gesamtzufriedenheit mit

dem Personalrat durch. Die außergewöhnlich hohe Gesamterklärung von 72%

zeigt, dass Zufriedenheit bzw. Unzufriedenheit mit dem Personalrat in einem sehr

hohen Masse allein durch die sechs Bewertungskriterien bestimmt wird.

Dies bedeutet, dass eine bessere Wahrnehmung 

der Vertretung der Interessen gegenüber dem Arbeitgeber

der Beratungsqualität in individuellen Fragen

der fachlichen Kompetenz z. B. in Rechtsfragen

der jährlich stattfindenden Personalversammlungen

der persönlichen Präsenz der Personalratsmitglieder vor Ort und schließlich

der Zuverlässigkeit der Einhaltung von Absprachen

auch zu einer höheren Gesamtzufriedenheit der Beschäftigten der Stadt Düssel-

dorf mit ihrer Personalvertretung führt.
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22 Signifikant bedeutet, dass ein Befund so stark und die Untersuchungsgruppe so groß ist, dass der ge-
fundene Wert nicht ein zufälliges Produkt der Stichprobe ist (Signifikanz = Überzufälligkeit). Je höher
der Koeffizient und je größer die Fallzahl, desto signifikanter ist ein Zusammenhang bzw. ein Kausal-
einfluss.
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6  C H E C K L I S T E :
WA S  M U S S  B E I  D E R  
D U R C H F Ü H R U N G  E I N E R  
B E F R A G U N G  B E A C H T E T  
W E R D E N ?

Die Durchführung einer Befragung erfordert die Beachtung einiger grundsätzli-

chen Maßstäbe. Dies dürfte nach dem vorangegangenen Kapitel deutlich sein. Auf

der anderen Seite sollen die Ausführungen und Beispiele aber nicht abschrecken,

sondern ermutigen. Schon mit vergleichsweise einfachen Mitteln und unter

Berücksichtigung einfacher Regeln können Personalvertretungen eigene Befra-

gungen initiieren und – wenn auf die Anwendung komplexer Statistik verzichtet

wird – auch selbst durchführen. Gerade für kleine Kommunen, die schon allein von

der Fallzahl der Umfrageteilnehmer her keine multivariaten Verfahren einsetzen

können, gibt es keinen Grund, auf eigene Umfragen zu verzichten. Bei größeren

Verwaltungen empfiehlt es sich eher, Sachverstand hinzuzuziehen um die Erkennt-

nismöglichkeiten weitgehend auszuschöpfen.

In diesem Abschnitt werden die einzelnen Arbeitsschritte einer Befragung kurz

skizziert und mit einer Checkliste dargestellt. Ziel ist es, Interessenvertretern einen

Leitfaden zur Durchführung oder Koordination einer Erhebung an die Hand zu

geben. Die Checkliste soll aber nicht das Lesen der Abhandlung erübrigen. Die

Liste ist vielmehr als Gedächtnisstütze zu interpretieren, die dazu beitragen soll,

einzelne Inhalte evtl. noch einmal zu lesen oder mit den Projektbeteiligten inner-

halb und außerhalb des Vertretungsgremiums zu diskutieren.
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Wie die vorangestellte Abbildung zeigt, ist der Ablauf einer Befragung – aber auch

anderer empirischer Studien – idealtypisch in sechs Abschnitte zu unterteilen.

Wichtig ist es, den Prozess systematisch durchzuführen und sich dabei auch den

Projektstand immer wieder zu vergegenwärtigen.

1 . P R O B L E M D E F I N I T I O N

Erst wenn das Problem oder die Fragestellung klar sind, ist es möglich, ein empiri-

sches Projekt zu starten. Im ersten Schritt gilt es somit, inhaltlich folgende Fragen

zu klären: »Was interessiert mich eigentlich? Worüber brauche ich Informationen?«

In organisatorischer Perspektive sind darüber hinaus Entscheidungen über das

Budget und die interne oder externe Durchführung zu fällen.

C h e c k l i s t e : P r o b l e m d e f i n i t i o n ®

y Welche Fragen interessieren mich? Worüber brauche ich Informationen? Y

y Kann die Befragung in Eigenregie qualitativ gut durchgeführt werden? 
Gibt es innerhalb der Verwaltung (z. B. im Amt für Statistik) Mitarbeiter,
die unterstützende Tätigkeiten übernehmen können? Y

y Ist es erforderlich oder wünschenswert, externe Beratung/Unterstützung 
bei der Befragung hinzuzuziehen und wenn ja, bei welchen Arbeits-
schritten? Wie wird die Federführung als Beschäftigtenvertretung bei 
einer externen Durchführung gesichert? Y

y Bei einer Entscheidung für die Einbeziehung Externer: Angebote 
möglicher Dienstleister anfordern Y

y Welche Finanzen stehen für das Projekt zur Verfügung? Wo könnten 
zusätzliche Mittel akquiriert werden? Würde sich der Arbeitgeber unter 
Umständen an dem Projekt beteiligen und wenn ja, wie kann diese 
Kooperation aussehen? Y

2 . E X P L O R AT I O N

In dieser Phase geht es darum, alle verfügbaren Informationen, die zur Bearbeitung

der Projektfrage bereits vorliegen, zu sammeln und zu bewerten. Dies betrifft orga-

nisationsinterne und externe Informationen gleichermaßen. Zudem ist spätestens
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in der Explorationsphase auch festzulegen, wer für die Durchführung zuständig ist.

Auf inhaltlicher Seite sind auch Hypothesen zu formulieren, die es im Rahmen der

Untersuchung zu überprüfen gilt.

An dieser Stelle erscheint es wichtig, auf den Aspekt Hypothesenbildung einzu-

gehen,der bislang noch nicht behandelt wurde,nichtsdestotrotz aber für empirische

Projekte von zentraler Bedeutung ist. Eine Forschungshypothese ist eine Aussage

über einen Sachverhalt, der untersucht werden soll. Ein Beispiel wäre z. B. die Annah-

me, dass die Zufriedenheit mit dem Personalrat davon beeinflusst wird ob der Mitar-

beiter Mitglied in einer Gewerkschaft ist. In einer entsprechenden Befragung würde

es dann darum gehen, diese Hypothese zu überprüfen und ggf. zu bestätigen bzw.

zu widerlegen. Diese Hypothese kann natürlich nur dann überprüft werden (in die-

sem Fall über eine bivariate Auswertung), wenn die entsprechenden Fragen (hier

nach der Zufriedenheit mit dem Personalrat und nach der Gewerkschaftsmitglied-

schaft) auch im Fragebogen enthalten sind. Die Hypothesenbildung erfolgt damit

zwangsläufig vor der Ausarbeitung des Fragebogens. Meist ist dieser Prozess jedoch

eher implizit. So basiert z. B. die Formulierung von Antwortvorgaben auf hypotheti-

schen Annahmen zu möglichen Antworten auf eine Frage.

C h e c k l i s t e : E x p l o r a t i o n ®

y Welche Erfahrungen liegen in der eigenen Organisation (Verwaltung) 
zur Durchführung von Mitarbeiterbefragungen vor? Was waren die 
Erfolgs- oder Misserfolgsfaktoren dieser Erhebungen? Y

y Gibt es Fragebögen aus anderen Verwaltungen, die mir zugängig sind 
und die eine Orientierung geben können? Y

y Kann mich die Gewerkschaft unterstützen und wenn ja, auf welche Weise? Y

y Wer übernimmt auf Seiten der Personalvertretung das Projekt-
management? Wie werden die Arbeiten intern verteilt? Y

y Bei externer Beauftragung: Welches Angebot kommt in Frage? 
–> Auswahl des Dienstleisters anhand der Qualität des Angebots und 
der möglichen Referenzen Y

y Gibt es explizite Hypothesen über den Befragungsgegenstand? Wenn 
ja, sind diese so festzuhalten, dass sie bei der Erarbeitung des Frage-
bogens berücksichtigt werden können. Dies wäre z. B. der Fall, wenn 
ein Personalrat vermutet, dass in einer Abteilung die Arbeitsunzufrie-
denheit besonders hoch ist. Y

y Festlegung des Zeitplans für das Projekt, in dem die verschiedenen 
folgenden Phasen (Entwicklung des Untersuchungsdesigns, Daten-
erhebung usw.) terminiert sind. Y
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3 . E N T W I C K L U N G  D E S  U N T E R S U C H U N G S D E S I G N S

Auf der Basis der bisherigen organisatorischen und inhaltlichen Entscheidungen

folgt in dieser Projektphase die Ausarbeitung des Fragebogens und die Klärung

der Befragungsmodalitäten.

C h e c k l i s t e : E n t w i c k l u n g  d e s  U n t e r s u c h u n g s d e s i g n s  ®

y Welche Methode ist die richtige – sollte eine schriftliche oder eine 
mündliche Befragung durchgeführt werden? Y

y Wer soll in die Befragung einbezogen werden – alle Mitarbeiter oder 
nur Mitarbeiter einer speziellen Abteilung/eines Dezernats? Sollen alle 
Fälle ausgewählt werden oder eine Stichprobe?
Prinzipiell empfiehlt sich immer eine Vollerhebung, so dass alle Mitarbei-
ter die Möglichkeit der Umfrageteilnahme haben. Bei größeren Ver-
waltungseinheiten kann im Anschluss an den Rücklauf eine Stichprobe 
nach dem Zufallsprinzip gezogen werden. Ziel ist hier die Kostenersparnis. Y

y Welche Dimensionen müssen unbedingt in der Befragung erhoben werden?
Hier geht es darum, von den einzelnen Hypothesen zu einem umfassen-
den Fragebogenmodell zu gelangen, das alle relevanten Bereiche erfasst 
und in dem ggf. schon die Auswertungsmethodik Berücksichtigung 
findet. Hier kann die Düsseldorfer Erhebung als Beispiel dienen: Das 
Fragebogenmodell, in dem die Gesamtzufriedenheit mit dem Personalrat 
die zentrale Variable war, ermöglichte bei der Datenanalyse den Einsatz 
der multiplen Regression. Y

y Wie können die Fragen richtig formuliert werden? Welche Skalen passen 
zu welchen Fragen/Variablen? Y

y Ist der Fragebogen logisch aufgebaut und insgesamt sowie in den 
einzelnen Fragen verständlich? –> Pretest mit etwa 10 Personen durch-
führen, denn ein Test des Erhebungsinstruments ist immer erforderlich! Y

y Festlegung des Befragungsablaufs (Durchführungszeitraum mit Fest-
legung der Modalitäten für den Versand und den Rücklauf des Frage-
bogens bzw. der Zeit und des Orts für die Durchführung von Interviews) Y

y Layout und Druck des Fragebogens Y

y Formulierung eines Anschreibens bei schriftlichen Befragungen. Darin 
sollte das Ziel bzw. die Ziele der Befragung erläutert werden und Hin-
weise zur Organisation (bis wann soll der Fragebogen wohin gesandt 
werden) enthalten sein. Ein weiterer wichtiger Hinweis richtet sich auf 
die Anonymität der Auswertung (»keine personenbezogenen Auswertun-
gen«) und die Einhaltung des Datenschutzes. Gerade bei Mitarbeiter-
befragungen sind diese Informationen unerlässlich. Y

y Information des Arbeitgebers und des Datenschutzbeauftragten Y
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4 . D AT E N E R H E B U N G

Der Begriff Datenerhebung umschreibt die eigentliche Befragung, d. h. die Durch-

führung von Interviews oder das Ausfüllen der Fragebögen durch die Umfrage-

teilnehmer bei schriftlichen Erhebungen. Hierfür ist in der Projektplanung eine

ausreichende Frist zu kalkulieren. Bei schriftlichen Befragungen ist hier z. B. eine

Rücklaufzeit von einigen Wochen einzuplanen.

C h e c k l i s t e : D a t e n e r h e b u n g ®

y Sammlung der ausgefüllten Fragebögen bei schriftlichen Erhebungen Y

y Kontrolle der Interviewer bei mündlichen Befragungen Y

5 . D AT E N A U S W E R T U N G

Vor Beginn der eigentlichen Datenauswertung, der Anwendung quantitativer oder

qualitativer Verfahren, steht die Datenerfassung und -kontrolle. Neben der Fehler-

beseitigung gehören Konsistenzprüfungen zu den Kontrollschritten.

Die Datenerfassung, -kontrolle und -auswertung erfolgt in der Regel tech-

nikunterstützt. Hierbei können auch einfache Tabellenkalkulationsprogramme

(wie z. B. MS Excel) genutzt werden. Professionelle Analysen erfordern jedoch den

Einsatz differenzierter Programme wie z. B. SPSS, da nur so die Nutzung bestimm-

ter Auswertungsverfahren möglich ist und das gesamte »Erkenntnispotenzial« der

erhobenen Daten ausgeschöpft wird.

C h e c k l i s t e : D a t e n a u s w e r t u n g ®

y Ziehung einer Stichprobe aus dem Fragebogenrücklauf, wenn keine 
Komplettauswertung stattfinden soll Y

y Bei Interviews mit Quotenvorgaben: Wurden die vorgegebenen Quoten 
z. B. bezüglich des Alters, Geschlechts oder der Abteilungszugehörigkeit 
der Umfrageteilnehmer eingehalten Y

y Ist sichergestellt, dass die Fragebögen keine systematischen Fehler ent-
halten, dass nicht einzelne Fragen generell falsch verstanden wurden? Y

y Codierung und Nummerierung der Fragebögen, Erstellung der Daten-
rohmatrix und Dateneingabe Y
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y Überprüfung der eingegebenen Daten auf mögliche Fehler (Eingabefehler
können, wenn sie unentdeckt bleiben, fatale Auswirkungen haben):
hierzu eignen sich z. B. Stichprobentests und die Überprüfung der Ant-
wortkonsistenz (je nach Datenlagen sind entsprechende Fragen zu stellen:
»Gibt es Mitarbeiter im Alter bis 30 Jahre, die schon mehr als 15 Jahre
berufstätig sind?«, wurden die Filterfragen richtig verstanden und 
eingehalten?) Y

y Bei offenen Fragen: Transkription der Antworten und ggf. Quantifizierung 
und entsprechende Dateneingabe in die Datenmatrix Y

y Datenauswertung 1: Univariate Auswertungen der geschlossenen und 
offenen Fragen (Häufigkeitsverteilungen, Mittelwerte, Streumaße) und 
deren Interpretation Y

y ggf. Datenauswertung 2: Bi- und multivariate Auswertungen – Wenn die 
Fallzahl und das methodische Know-how es erlauben, sollten diese
Auswertungsverfahren auf alle Fälle zum Einsatz kommen Y

6 . E R G E B N I S KO M M U N I K AT I O N

Am Ende eines Befragungsprojektes steht die Vermittlung der Ergebnisse. Dies

hört sich zwar vergleichsweise trivial an, ist es aber nicht. Denn erst durch eine gute

Ergebniskommunikation ist sichergestellt, dass nach Beendigung des Projektes

auch die entsprechenden Schritte eingeleitet werden.

C h e c k l i s t e : E r g e b n i s k o m m u n i k a t i o n  ®

y Der schriftliche Bericht ist allgemein verständlich zu formulieren und
aufzubauen. Wenn möglich sind die Ergebnisse in verständlichen Grafiken 
oder Tabellen zu visualisieren Y

y Komplexe analytische Sachverhalte sollten auf die wesentlichen Informa-
tionen beschränkt werden. Dies gilt besonders auch für die Darstellung 
der schwierigeren statistischen Methoden Y

y Transparenz ist das oberste Gebot: Dies bedeutet, dass anhand des
Projektberichtes die Datenbasis und -gewinnung genauso nachvollzieh-
bar sein sollte wie die Ergebnisdarstellung und die darauf basierenden
Konzepte und Vorschläge Y

y Der Befragungsbericht wäre unvollständig, wenn er nicht Vorschläge für 
zukünftige Aktivitäten enthielte oder zumindest die wichtigen Bereiche,
in denen die Personalvertretung ihre Arbeit verbessern muss, benennt Y
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y Neben dem schriftlichen Bericht ist eine mündliche Ergebnispräsenta-
tion und Diskussion für die Klärung offener Fragen erforderlich Y

y Die Befragungsergebnisse sind auch in geeigneter Form an die Mitarbei-
ter weiterzugeben. Hierzu eignen sich z. B. die Informationsschriften der 
Interessenvertretung, Vorträge auf Personalversammlungen oder die Intra-
netseiten der Personalvertretung. Bei diesen Informationen sollte auch 
darauf hingewiesen werden, welche konkreten Maßnahmen abgeleitet 
werden Y
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